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D Die optische Gestaltung dieser Ausgabe von MO sieht etwas anders 
aus. Wir haben uns damit kritisch auf die Coverpolitik des Magazins 
„profil“ bezogen, das den Islam auf irritierende Weise mit Gewalt („Was 
den Islam gefährlich macht“) und Bedrohungscodes (ausradierte Gesich-
ter eines traditionell gekleideten Paares – die Muslime als „Black Box“) 
in Verbindung bringt. Terroranschläge werden zum Anlass genommen, 
die Religion von Muslimen und damit 500.000 BürgerInnen Österreichs 
in die Nähe eines Generalverdachts zu rücken. Mehr dazu im Interview 
mit Univ.Prof. Rüdiger Lohlker in dieser Ausgabe. Dudu Kücükgöl von 
der Muslimischen Jugend hat jedenfalls recht, wenn sie ihren Kommen-
tar über das Islamgesetz in dieser Ausgabe so betitelt: „Im Zweifel gegen 
Bürgerrechte“. Das vom Nationalrat beschlossene Gesetz bestätigt nun 
auf gesetzlicher Ebene noch einmal eine gesellschaftliche Realität: Mus-
lime, egal ob praktizierend oder nicht, werden als BürgerInnen zweiter 
Klasse angesehen, deren religiöse Praxis und Vereine mit einem Miß-
trauensvorschuß behandelt. Auch ein Interview mit dem ersten mus-
limischen ÖVP-Parlamentarier Asdin El-Habbassi in dieser Ausgabe 
erzählt von der Stimmung in diesem Land. Über Erfahrungen, die Fa-
milienangehörige gemacht haben, wollte El-Habbassi nicht mehr spre-
chen, wir haben das respektiert. Auch direkt an der Produktion dieser 
Ausgabe konnten wir einen gewissen Leidensdruck ablesen. Einige Texte 
für dieses Heft kamen nicht (mehr) zustande, AutorInnen wollten sich 
– aus Sorge – nicht mehr als MuslimInnen exponieren oder haben ein-
fach genug von einer Diskussion, die vor allem in eine Richtung verläuft. 
Stimmen wie die von Deutschlands Innenminister Thomas de Maizière 
oder Frankreichs Präsident François Hollande, vermisst man in Öster-
reich. Sie erklärten ohne Umschweife, dass der Islam ein Teil ihres Lan-
des ist. In Österreich äußerte sich Reinhold Mitterlehner als einer der 
wenigen in dieser Weise. Die Gründung des Netzwerks Islamische Zi-
vilgesellschaft ist jedenfalls kein Zufall – die Basis ergreift das Wort.

Spannende Momente wünscht
Gunnar Landsgesell

Liebe Leserin
Lieber Leser

MO

M
ag

az
in

 f
ür

 M
en

sc
he

nr
ec

ht
e 

1/
20

15
, 

M
är

z/
A

pr
il

 2
01

5,
 H

er
au

sg
eb

er
in

: 
SO

S 
M

it
m

en
sc

h
, 

Zo
ll

er
ga

ss
e 

15
/2

, 
A

-1
07

0
 W

ie
n

, 
w

w
w

.s
o
sm

it
m

en
sc

h
.a

t

MAGAZIN für 
MeNscheNrechte Nr. 38

 DAVO
N

 1,2
5 EURO FÜR K

O
L
P

O
RT

AGE

FeindbildIslam
Muslime in Österreich unter Druck

Islamgesetz  
EIN SCHLAG INS GESICHT

Muslimische Zivilgesellschaft
AUCH WIR HABEN ANGST

ÖVP-Abgeordneter El-Habbassi
PoPULISTISCHE dEBATTE

MO EDITORIAL

Wie geht es MuslimInnen in Österreich?



4

Einstieg

3 Editorial

4 inhaltsvErzEichnis

7 handlungsbEdarf 
 Eine Demokratie ohne Muslime ist nicht möglich.
  Kommentar: Alexander Pollak 

Dossier: Feindbild Islam

8 auch wir habEn angst
 Mihrican Topal und Ibrahim Yavuz vom Netzwerk 
 Muslimische Zivilgesellschaft über verschärfte 
 Verhältnisse in Österreich.
 Interview: Clara Akinyosoye

12 dann wird Es problEmatisch
 ÖVP-Parlamentarier Asdin El-Habbassi über seinen  
 Namen als Gesprächsthema, Rechtspopulismus und 
 transparente Moscheen. 
 Interview: Nermin Ismail 

15 im zwEifEl gEgEn bürgErrEchtE
 Das Islamgesetz ist ein Schlag ins Gesicht aller, die sich  
 Österreich zugehörig fühlen. 
 Kommentar: Dudu Kücükgöl

16 man hat uns übEr dEn tisch gEzogEn
 Islamische Vereine werden mit dem Islamgesetz auch  
 gesetzlich unter Generalverdacht gestellt. 
 Text: Rusen Timur Aksak

19 mEdiEn-ÖkonomiE
 Wie die Sparschweine von Banken immer wieder im  
 Namen des Islam gestorben sind.
 Text: Stefan Niggemeier

20 wir bEfindEn uns in EinEm tEufElskrEis 
 Rüdiger Lohlker, Professor für Islamwissenschaften, über  
 den Lego-Islam der Medien sowie Dschihadisten und Islam- 
 kritiker als zwei Seiten einer Medaille. 
 Interview: Gunnar Landsgesell

25 intEgrations-rhEtorik
 Warum das gesellschaftliche Ganze eine Lüge ist.
 Text: Richard Schuberth

26 „dEr probiErt Etwas aus“
 Der Sozialarbeiter Fabian Reicher warnt davor,   
 15-Jährige gleich als Nazis und Dschihadisten zu labeln. 
 Interview: Ali Cem Deniz

28 populismus odEr ErstE hilfE?
 Seit Dezember hat Österreich eine Beratungsstelle für  
 Extremismus im Familienministerium.
 Text: Markus Lust

29 imprEssum

30 islamlEhrEr im burnout
 Ein islamischer Religionslehrer berichtet vom Alltag an  
 einem Wiener Gymnasium. Jetzt ist er krankgeschrieben. 
 Bericht: Murat Hirsekorn

32 kopftuch, kippa, krEuz
 Der Imam Ramazan Demir und Rabbiner Schlomo  
 Hofmeister über FPÖ-Mythen und den Druck der 
 Mehrheitsgesellschaft.
 Interview: Alexander Pollak, Gunnar Landsgesell

Rubriken

36 hass - gEschüttElt und gEschürt
 Johann Gudenus in Groß-Enzersdorf.

37 nEuEs von dEr bock
 „Dann werd’ ich eh schon fliegen können.“ Frau Bock  
 zwischen Rehab und Arbeit.

38 kolumnEn
 Martin Schenk über Gemeinschaft und Gesellschaft
 Philipp Sonderegger über Trends in Policing
 Clara Akinyosoye über Integration durch Tafellöschen

41 spotlight
 Wie die Identitären altes Gedankengut neu aufwärmen.
 Text: Clara Drexler 

45 sos mitmEnsch
 Pass egal Wahl und Kunstauktion

46 andErE übEr...
 AI-Chef Heinz Patzelt über das Totalversagen der EU- 
 Flüchtlingspolitik in der Syrienkrise.

inhaltsvERzEIchnIs

Foto: Daniel Shaked Foto: Islamisches Kulturzentrum Graz Foto: Magdalena Blaszczuk

8 12 32



1070 Wien, Neubaugasse 18
Mo-Fr 10.00–18.30 Uhr
Sa 10.00–17.00 Uhr
www.brillenmanufaktur.at

S
C

H
A

R
F.

N
E

T

Was kostet  dein Tag?
Mit 100 Punkten  die Welt verbessern

21
6 

Se
ite

n 
Kl

ap
pe

nb
ro

sc
hu

r 
EU

R 
18

,0
0 

/ 
sF

r 2
5,

40
 

IS
BN

 9
78

 3
 7

01
7 

33
42

 2
 

eingutertag.org residenzverlag.at

Wwoofen

Foodsharing
Food Coop

Voluntourism
Autofasten

ins_sosmm_weber.indd   1 07.01.15   13:41

Bestens versichert?
Ja, ganz sicher!

Die Österreichische Beamtenversicherung
> Bei uns sind Sie mit Sicherheit in besten Händen
> Wir sind die Versicherung für den öffentlichen Sektor
> Unsere Angebote richten sich aber an alle

Kontakt
Tel: 059 808
service@oebv.com

www.oebv.com

Wenn Werte mit FüSSen getreten Werden, treten Wir Für Sie ein.

Unterstützen Sie uns mit Ihrer Spende! SOS Mitmensch setzt sich lautstark, tatkräftig und unabhängig 
für Gleichberechtigung, Chancengleichheit und die Würde aller Menschen ein. Danke für Ihre Mithilfe. 
IBAN: AT 876 000 000 091 000 590 | BIC: OPSKATWW Mehr Informationen unter www.sosmitmensch.at

SOS Mitmensch ist Trägerin des Spendengütesiegels und finanziert sich ausschließlich durch private Spenden.

P
K

P
 B

B
D
O

Mit freundlicher Unterstützung von Vienna Paint und adb.

SOS Mitmensch_Anzeige_210x280_190814_rd.indd   1 19.08.14   14:11



MO 38/Einstieg

GEWALTFREI LEBEN

Frauenhelpline gegen Gewalt
www.gewaltfreileben.at

KAMPAGNE ZUR VERHINDERUNG VON GEWALT AN FRAUEN UND KINDERN

Frauenhelpline gegen Gewalt
0800 222 555



Einstieg/MO 38

77

handlungsbEDARf

Auch auf dreimaliges Nachfragen von ZIB-
2-Moderator Armin Wolf wollte Bundes-
kanzler Werner Faymann den Satz „Der 
Islam gehört zu Österreich“ nicht ausspre-
chen. Stattdessen sagte er: „Der Islam ist 
eine Religion einer anerkannten Glaubens-
gemeinschaft in Österreich. Man kann sich 
aussuchen, welche Religion man hat. Man 
kann sich auch aussuchen, überhaupt kei-
ner Religion anzugehören. Und mir ist es 
wichtig, dass der Respekt sich in der Zu-
sammenarbeit der Religionsgemeinschaften 
dem Staat gegenüber ausdrückt, dass aber 
die Rechtsstaatlichkeit, die Wertehaltung 
einer Demokratie völlig außer Frage steht.“
Nichts von dem, was Faymann sagte, war 
falsch. Die Betonung von Rechtsstaatlich-
keit als übergeordnetes Prinzip ist ein wich-
tiger Punkt. Und dennoch hätte der Kanz-
ler andere Worte finden müssen. Es wäre 
ein Gebot der Stunde gewesen, ein klares 
Statement der Anerkennung der MuslimIn-
nen in Österreich abzugeben. Er hat diese 
Gelegenheit fahrlässig verstreichen lassen.
Auch Integrationsminister Sebastian Kurz 
hat sein ansonsten gut ausgeprägtes poli-
tisches Gespür im Stich gelassen, als es um 
das Islamgesetz ging. Jahrelang wurde mit 
der Islamischen Glaubensgemeinschaft ver-
handelt, ohne zu merken, dass diese abge-
koppelt von der muslimischen Basis agierte. 
Als dann plötzlich Widerstand dieser Basis 

aufkeimte, hielt die Regierung nicht inne, 
sondern peitschte das Gesetz mit  panischer 
Eile durch den Ministerrat. Ein verhee-
rendes Signal.
Wenige Wochen darauf eröffneten die Lan-
deshauptleute Franz Voves und Hans Niessl 
im Gefolge der Anschläge von  Paris eine 
Debatte über die Bestrafung von „Inte  -
grationsunwilligkeit“. Auf der Suche nach 
„griffigen“ Beispielen für „Unwilligkeit“ 
wurde mit dem Finger auf muslimische 
Buben und Mädchen und deren Eltern 
gezeigt. Es wurde suggeriert, dass Mus-
limInnen erst beweisen müssten, dass sie 
in Österreich überhaupt eine Existenz-
berechtigung haben.

anerkennung oberste priorität
Tatsache ist jedoch: MuslimInnen sind aus 
Österreich nicht wegzudenken. Österreich 
ohne MuslimInnen wäre nicht das Öster-
reich, wie wir es kennen und schätzen. Wer 
hier lebende Menschen allein wegen ihrer 
Religionszugehörigkeit angreift, greift un-
sere Gesellschaft als Ganzes an. Das hätte 
die österreichische Politik längst klarstellen 
müssen. Dass sie das nicht getan hat, ist ein 
schweres Versäumnis.
Verstärkt wird es durch eine undifferen-
zierte Medienberichterstattung, die viel-
fach von „dem Islam“ als Einheit spricht. 
Dass es unterschiedlichste Strömungen im 

sehr breiten islamischen Spektrum gibt, 
wird ignoriert. Dieselben Medien kämen 
nie auf die Idee, die evangelische Kirche für 
das katholische Zölibat verantwortlich zu 
machen. Oder alle ChristInnen oder auch 
nur alle KatholikInnen aufgrund der Fäl-
le von sexualisierter Gewalt durch katho-
lische Priester unter Generalverdacht der 
Ausübung sexualisierter Gewalt zu stellen.
Was ist also zu tun? Die Anerkennung 
von MuslimInnen als gleichberechtigte 
Bür gerInnen in Österreich muss zu  einer 
 politischen Priorität der Bundesregierung 
und der Landesregierungen werden. Die 
antimuslimischen Kampagnen, die es von 
einzelnen politischen Gruppierungen wei-
terhin geben wird, müssen scharf zurück-
gewiesen werden. 
Darüber hinaus braucht es in der Öffent-
lichkeit eine differenzierte Sicht auf unter-
schiedliche Strömungen, die sich auf den 
Islam berufen. Debatten über Fundamenta-
lismus und religiöse Gewaltgruppierungen 
sind so zu führen, dass sie diejenigen ver-
einigen, die solche Strömungen ablehnen, 
anstatt, wie bisher oftmals der Fall, Men-
schen nach Herkunft und Religionszugehö-
rigkeit auseinanderzudividieren.
Allen muss klar sein: Ohne volle Anerken-
nung und Teilhabe der hier lebenden Mus-
limInnen ist Österreich keine funktionie-
rende Demokratie.

Illustration: Petja Dimitrova

TEIlhabE

Keine Demokratie 
ohne Muslime
Die politischen Versäumnisse bei der Anerkennung von 
MuslimInnen treffen nicht nur diese selbst, sondern 
unsere gesamte Demokratie.

Kommentar: Alexander Pollak
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In den vergangenen Monaten gab es Atta-
cken auf Frauen mit Kopftuch, Moscheen 
wurden beschmiert und Schweineköpfe 
dort abgelegt. Kann man sich als Mus-
limIn in Österreich noch sicher fühlen? 
Yavuz: Die Atmosphäre ist angespannt, und 
die Situation verschärft sich immer mehr. 
Kopftuchtragende muslimische Frauen sind 
in erster Linie von Attacken betroffen. Sie 
werden schnell als Musliminnen wahrge-
nommen. 
Topal: Es gibt ein berechtigtes Unwohlsein. 
Die Attacken zeigen, dass es ein gewisses 
Sicherheitsrisiko gibt. Muslimische Frauen 
überlegen sich fünf Mal, ob sie in der Dun-
kelheit noch einmal rausgehen. Sie fühlen 
sich sicherer, wenn sie mit Begleitung nach 
Hause gehen. Wir haben noch keine bürger-
kriegsähnlichen Zustände, aber vor einem 
Dreivierteljahr war es wesentlich sicherer. 
 
Herr Yavuz, Sie kommen aus Deutsch-
land, einem Land, in dem PEGIDA sei-
nen Anfang genommen hat. Ist das Kli-
ma für MuslimInnen dort besser oder 
schlechter?
Yavuz: Es ist tragisch zu sehen, dass sich so-
was wie PEGIDA in Deutschland ent wickelt 
hat. Mittlerweile glaube ich aber, dass die 
Situation dort angenehmer ist als in Öster-
reich. In Deutschland bekennt sich auch 

Wir Haben
aucH angst
Mihrican Topal und Ibrahim Yavuz vom neu gegründeten 
„Netzwerk Muslimische Zivilgesellschaft“ erleben vermehrt 
Alltagsdiskriminierung sowie mangelnden Rückhalt der 
Politik. Sie glauben: Wenn Sebastian Kurz und andere 
PolitikerInnen von Strafmaßnahmen bei „Integrationsunwil-
ligkeit“ reden, brauchen wir keine PEGIDA.
Interview: Clara Akinyosoye
Fotos: Daniel Shaked

die Regierung dazu, dass MuslimInnen zu 
Deutschland gehören. Da kann sich Öster-
reich politisch gesehen etwas abschauen. 

Kanzlerin Angela Merkel, auch Innenmi-
nister Thomas de Maizière sagten ganz 
klar: Der Islam gehört zu Deutschland. 
Und in Österreich? 
Topal: Es hätte mich gefreut, wenn Wer-
ner Faymann das ohne zu zögern gesagt 
hätte. In Deutschland ist die Situation an-
ders: PEGIDA ist eine Bürgerbewegung. In 
Öster reich mobilisieren sie nur wenige Leu-
te. Wozu auf die Straße gehen, wenn ich es 
auf meinem Wahlzettel auch sagen kann? 
Wenn Sebastian Kurz und andere Politike-
rInnen von Strafmaßnahmen bei Integra-
tionsunwilligkeit reden, brauchen wir kei-
ne PEGIDA. 

Wie stark ist die Alltagsdiskriminierung, 
mit der MuslimInnen in Österreich kon-
frontiert sind?
Topal: Frauen werden oft diskriminiert, 
Menschen gehen davon aus, sie könnten 
kein Deutsch, und schreien sie einfach an. 
In der U-Bahn passiert viel, obwohl dort 
immer viele Menschen sind. So weit ist es 
schon, dass man sich nicht mehr geniert, 
jemanden in der Menge anzuschreien. Wir 
hören aber auch viel über physische Angrif-

fe – auch am helllichten Tag. Am Arbeits-
markt hat man mit Kopftuch viel weniger 
Chancen. Da wäre der Integrationsminister, 
wenn er nicht gerade mit dem Ausland be-
schäftigt ist, gefragt, eine Initiative zu star-
ten. 
Yavuz: Das kann bei MuslimInnen auch 
zu Ehrgeiz führen und dazu, dass sie noch 
ein Studium anhängen. Aber leider sieht 
man schon seit Langem die Entwicklung, 
dass auch junge Menschen frustriert sind 
und daran denken, wegzuziehen. Raus aus 
Öster reich, aber auch raus aus Europa. 
Langfristig gedacht schadet das Österreich. 

Als Sebastian Kurz vor vier Jahren Inte-
grationsstaatssekretär wurde, gab es an-
fänglich viel Kritik, danach mehrheitlich 
Lob – auch von jungen MuslimInnen. 
Jetzt hört man wieder kritische Töne. Was 
hat sich für Euch seit der Islamgesetz- 
Debatte geändert?
Topal: Ich habe zu einer Minderheit ge-
hört, die von Anfang an sehr kritisch war. 
Ich habe es aber schon als einen kleinen 
Sprung empfunden, als er gesagt hat, man 
könne ÖsterreicherIn und muslimisch sein 
– ein Novum in der österreichischen Poli-
tik. Ich sehe aber eine Enttäuschung in der 
muslimischen Community. Man hat ihn als 
 einen Freund empfunden. Er war ja auch 
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da, er war in den Moscheen; es war ein 
natür liches Miteinander. Mit dem Islamge-
setz und den jüngsten Sagern hat er für viel 
Irrita tion gesorgt. 

Man hat das Gefühl, die Fronten sind so 
verhärtet, dass es zu einem Bruch zwi-
schen MuslimInnen und Regierung ge-
kommen ist. 
Yavuz: Kurz hat sein großes Misstrauen 
gegenüber den MuslimInnen ausgespro-
chen. Die Meinung der Mus limInnen zum 
Islamgesetz war relativ irrelevant für ihn. 
Das Gesetz wird durchgeboxt. Es wird be-
stimmt AkteurInnen geben, die demnächst 
wieder kooperieren werden. Aber wenn so 
ein Misstrauen da ist, kann man nicht sa-
gen: Schwamm drüber. 
Topal: Da muss man zwischen Basis und 
EntscheidungsträgerInnen unterscheiden. 
Die Basis ist sehr enttäuscht. Ich sehe ein 
Aufwachen. Man sieht, er ist doch nicht un-
ser Freund. Er hat uns immer schön angelä-
chelt, aber ja … Als wir ihn gefragt haben, 
was passiert, wenn MuslimInnen angegrif-
fen werden, war viel Zurückhaltung. Und 
damit hat er schon verloren. 

Seit den Attentaten von Paris mehren sich 
Schlagzeilen, in denen der Islam mit Ge-
walt in Verbindung gebracht, mitunter 
auch gleichgesetzt wird. Wie nehmt ihr 
das wahr?
Yavuz: Ich sehe keine Differenziertheit in 
der österreichischen Gesellschaft. In den 
Mainstream-Zeitungen werden Islamis-
mus oder Terrorismus einfach unter Islam 
zusammengefasst. 
Topal: Das ist verantwortungslos. Vor al-
lem von jenen Medien, die nach „Charlie 
 Hebdo“ Aufklärung und Menschenrech-
te skandiert haben. Es gehört nicht zu den 
Werten der Aufklärung, zu hetzen. Es ist 
eine Perversion im Namen der Meinungs-
freiheit Menschen aufeinander zu het-

mInnen hierzulande vermehrt im Blick-
punkt. Wie massiv hat  sich der Erklä-
rungsdruck verstärkt? 
Topal: Zu 150 Prozent. Der Generalver-
dacht in der Schule ist noch stärker zu spü-
ren, berichten uns LehrerInnen im Netz-
werk Muslimische Zivilgesellschaft. 
Yavuz: Innermuslimisch wird viel  darüber 
diskutiert, was man dagegen machen kann. 
MuslimInnen werden politischer. Das 
 waren sie davor überhaupt nicht. Das ist 
 jedenfalls eine positive Entwicklung. Wir 
haben uns im Netzwerk überlegt, ob wir 
nicht Selbstverteidigungskurse organisieren 
sollten, vor allem für muslimische Frauen.

Habt ihr das Gefühl, ihr müsst den Leu-
ten die Angst vor MuslimInnen nehmen?
Topal: Nein. Wie auch? Es sollte weniger 
über den Islam geredet werden. Für mich 
ist der Islam eine Lebensquelle. Der Islam 
ist eine ganz normale Religion. Ich glaube 
nicht, dass wir noch mehr aufklären müs-
sen. Das Verhältnis muss endlich normali-
siert werden.
Yavuz: Viele muslimische Jugendliche tei-
len sich selbst so eine Aufgabe zu. Man er-
klärt es ja gern, wenn man mit Freunden 
zusammensitzt, solange man das Gefühl 

zen. Das geht so weit, dass MuslimInnen 
im persönlichen Diskurs nichts mehr ge-
glaubt wird. Es ist so, als würden alle Mus-
lima anstreben – wie die Medien es nennen 
–, „Dschihad-Bräute“ zu werden. 
Yavuz: Es schwingt oft mit, dass wir eh gut 
damit leben können, was passiert ist. Das 
stimmt aber nicht! Wenn die Bevölkerung 
Angst hat, heißt das ja nicht, dass wir kei-

ne Angst haben. Es sind zum Beispiel in 
Deutschland und Schweden Moscheen ab-
gebrannt, und trotzdem ist die Berichter-
stattung darüber nicht nennenswert. 
Topal: Natürlich haben wir auch Angst. Neh-
men wir an, die ISIS wäre hier, ich wäre die 
Erste, die geköpft würde. Es wird nicht be-
richtet, dass MuslimInnen eigentlich die ers-
ten und größten Opfer sind. Über ein Jahr 
haben Muslime jeden Sonntag am Stephans-
platz gegen den Syrien-Krieg  demonstriert, 
das hat niemanden  interessiert. Und jetzt 
werden Vorwürfe laut: Ihr demonstriert 
nicht, ihr distanziert euch nicht. 
Durch den IS-Terror stehen auch Musli-

Topal: Am Arbeitsmarkt hat man mit Kopftuch viel weniger Chancen. Da wäre der Integrationsminister 
gefragt, eine Initiative zu starten.

icH seHe 
ein aufWacHen 

der basis.

Zur Person

Mihrican Topal 
Mihrican Topal, 27, ist diplo-
mierte Wirtschaftstreuhand-
Assistentin. Die Wienerin 
ist seit der Gründung ende 
2014 im netzwerk Musli-
mische Zivilgesellschaft en-
gagiert.
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hat, diese Person fragt aus Neugier. Aber 
nicht, wenn man in eine Verhörsituation 
kommt. Es muss aber nicht immer darum 
gehen, dass ich Muslim bin. Es ist irgendwie 
auch beschämend, wenn eine Mathematik-
lehrerin nicht als Lehrerin wahrgenommen 
wird, sondern „nur“ als Muslimin.
Topal: Die schlimmste Form des General-
verdachts ist, dass dir deine Persönlich-
keit abgesprochen wird; als würden sich 
500.000 MuslimInnen in Österreich in 
keiner einzigen Eigenschaft voneinander 
 unterscheiden. 

Mehr als 150 Menschen aus Österreich 
haben sich der IS angeschlossen – für 
viele Menschen ein Zeichen  gescheiterter 
 Integration. Welche Bedeutung haben 
diese jungen MuslimInnen für euch? 
Topal: Es ist um jeden Jugendlichen 
schlimm. Das Leben dieser Menschen ist 
verloren. Was machen wir falsch, dass Men-
schen in Europa so verzweifelt sind? Ich 
sehe das nicht als ein österreichisches oder 
islamisches, sondern als ein gesamtgesell-
schaftliches, europäisches Problem. 
Yavuz: Es wäre in solchen Situationen, wo 
Minderheiten unter Druck gesetzt wer-
den, außerdem klüger, die Minderheiten 

Yavuz: Das Netzwerk wurde gegründet, weil das Islamgesetz über die Köpfe der Menschen hinweg 
entschieden wurde.

in Schutz zu nehmen, als zusätzlichen po-
litischen Druck aufzubauen. Die Energie, 
die etwa in die Diskussion des Islamge-
setzes investiert wird, könnte für die Vor-
beugung und Präventivarbeit verwendet 
werden. Es gibt soziale Ungerechtigkeit,  
 Probleme mit dem sozialen Aufstieg, Frust 
und Elend. Gesamtgesellschaftliche Prob-
lematiken wie die Alterung der Bevölke-

rung oder Arbeitslosigkeit werden gerne 
auf Minderheiten projiziert.

MuslimInnen wird mitunter vorgeworfen, 
sie würden sich in der Opferrolle  gefallen. 
Gibt es von Seiten der MuslimInnen zu 
wenig Selbstkritik? 
Topal: Es wird viel diskutiert und reflek-
tiert. Die theologischen Diskussionen sind 
facettenreich. Die anderen kriegen das 
nicht mit, weil sie nicht bei uns sind. Es 
muss aber auch ok sein, wenn das intern 
bleibt. Wer, wenn nicht MuslimInnen, soll 
denn entscheiden, was der Islam ist und 
was nicht?

Yavuz: Innermuslimisch wird viel disku-
tiert. Das Netzwerk Muslimische Zivilge-
sellschaft ist gegründet worden, weil das 
Islamgesetz von den politischen Entschei-
dungsträgerInnen und muslimischen Ver-
treterInnen über die Köpfe der Menschen 
hinweg entschieden wurde. Wir haben das 
sehr stark kritisiert. Natürlich war das un-
erwünscht von der politischen Führung der 
Muslime, aber sie müssen endlich lernen 
damit umzugehen.
Topal: Wenn kopftuchtragende Muslimin-
nen angegriffen werden und sie davon be-
richten, dann ist das keine Opferrolle, in 
der sie sich wohl fühlen und sich ausru-
hen. Man muss Probleme aussprechen, um 
sie zu lösen. Das weiß jedes Ehepaar. 
Yavuz: Oft werden dann auch Staaten wie 
Saudi-Arabien zum Thema gemacht. Dort 
haben Andersgläubige gar keine Rechte, 
also sollen wir froh sein, dass wir ein paar 
Rechte haben. Und man schämt sich nicht 
mal, solche Vergleiche anzustellen. Wo wol-
len wir uns denn hin entwickeln? 
Topal: Der Gesellschaft ist nicht bewusst, 
was sie einem einzelnen Menschen aufbür-
det. Du musst die 1.400-jährige Islamge-
schichte rechtfertigen. Es gibt über 50 isla-
mische Länder auf diesem Planeten, für alle 
bist du verantwortlich. Ein ehrlicher Dis-
kurs fehlt, denn man weiß, dass die meisten 
MuslimInnen ein Problem mit den Wahha-
biten haben und traurig darüber sind, dass 
die heiligsten Städte von den Saudis verwal-
tet werden. Ich lebe in Österreich. Also re-
den wir nicht über Saudi-Arabien. Reden 
wir bitte über die Hypo. 

Kurz vor Redaktionsschluss kündigte das 
Netzwerk Muslimische Zivilgesellschaft eine 
Verfassungsklage gegen das Islamgesetz an 
– und die Bereitschaft, bis zum Europäi-
schen Gerichtshof zu gehen. Mehr Infos un-
ter: www.dieanderen.net

es Wird  
innerislamiscH 
viel diskutiert.

Zur Person

Ibrahim Yavuz 
Ibrahim Yavuz, 25, in Hanau 
bei Frankfurt/Main gebo-
ren, ist Master-student der 
 orientalistik an der uni Wien 
und Mitinitiator des „netz-
werks Muslimische Zivilge-
sellschaft“. Das netzwerk ist 
ein loser Verband von Musli-
mInnen unterschiedlicher is-
lamischer Konfessionen.



MO 38/Dossier

12

Herr El-Habbassi, werden Sie manchmal 
von Kollegen auf Ihren Namen angespro-
chen?
Ja, mein Name ist immer wieder ein inter-
essanter Anknüpfungspunkt für Gespräche, 
aber nie im negativen Sinne. Das einzige 
Beispiel ist medial bekannt. Ursula Stenzel 
hat 2013 meine Kandidatur kritisiert. An-
sonsten erlebe ich die Gespräche als Berei-
cherung und nicht als Nachteil.
 
Sie sagten in Interviews rund um Ihre Kan-
didatur, dass Ihre Partei hinter Ihnen steht 
und dass Ihr Glaube nie Thema war. Wie ist 
das in Zeiten, in denen IS und Dschihadis-
mus die Schlagzeilen dominieren?
Die Vorkommnisse der letzten Monate ha-
ben dazu geführt, dass der Glaube an sich 
immer öfter Thema ist. Weniger in der Par-
tei, aber außerhalb, leider auch in Form von 
Unverständnis oder negativen Sichtweisen. 
Ich glaube aber, dass gerade diese Diskus-
sionen zeigen, wie wichtig Werte wie Mei-
nungsfreiheit und Pressefreiheit sind und 
dass zu diesen Freiheiten auch die Glau-

„dann Wird es
problematiscH“
Asdin El-Habbassi, Nationalratsabgeordneter der ÖVP,
über Rechtspopulismus, Islam und österreichische Identität 
 sowie die Transparenz in Moscheen.
Interview: Nermin Ismail

bensfreiheit gehört. Diese Werte sollten 
nicht verletzt werden. Es ist ganz wichtig, 
dass diese Freiheiten alle denselben Stellen-
wert haben und wir sie nicht gegeneinander 
ausspielen. Das fände ich schade. Wir haben 
in Österreich vor Kurzem noch einen sehr 
positiven, fruchtbaren Dialog zwischen ver-
schiedenen Religionen und Weltanschauun-

gen geführt. Österreich ist ein Paradebeispiel 
für echte Glaubensfreiheit und vertritt trotz-
dem ein klares Bekenntnis zur Trennung 
von Staat und Religion. Die Stimmung im 
Moment macht mir aber mehr Sorgen, weil 
sie den Nährboden für Radikalismus schürt. 
Da müssen wir sehr achtsam sein.

Wir hören immer wieder von Über griffen 
auf kopftuchtragende Frauen. Was sagen 
Sie dazu?

Das habe ich mit dem Nährboden für 
Radi kalisierung gemeint: Sie richtet sich 
einerseits gegen Menschen mit einem be-
stimmten Glauben oder einer bestimmten 
Herkunft, andererseits auch gegen Grund-
werte wie Meinungs- und Pressefreiheit. 
Das ist genau meine Sorge. Eine Gesell-
schaft, die auf Freiheit beruht, zeichnet sich 
dadurch aus, wie sie damit umgeht. Da ist 
es besonders wichtig, dass man Cou rage 
zeigt, egal in welche Richtung. In  unserer 
Gesellschaft ist kein Platz für eine radika-
le, menschenfeindliche Gesinnung und das 
gilt für jede Richtung, links- oder rechts-
radikal oder auch mit einem Glauben ver-
bunden. Ich glaube, dass es ganz wichtig 
ist, dass man hier keine Toleranz für Into-
leranz hat. Und natürlich müssen wir uns 
auch Problemen, die es durch unterschied-
liche gesellschaftliche Vorstellungen und 
Zuwanderung gibt, stellen. Das zu ignorie-
ren wäre ein großer Fehler.

Was sind Ihrer Ansicht nach solche Pro-
bleme?

Wir Hatten vor kurzem 
nocH einen seHr 

frucHtbaren dialog 
über religionen.
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Würden Moscheen, die öffentlich zugänglich sind wie in Wien oder in Telfs, auch in anderen Städten existieren, dann wäre das viel transparenter.

Es geht einerseits darum, Vorurteile abzu-
bauen – da gibt es viele, gerade auch ge-
genüber dem Islam. Auf der anderen Seite 
gibt es natürlich Probleme mit fehlenden 
Sprachkenntnissen oder „Integrationsun-
willigkeit“, auch wenn ich den Begriff nicht 
mag. Oft haben wir es auch mit Ängsten zu 
tun, vor allem in der älteren Bevölkerung. 
Ich kann die Sorgen einer älteren Dame 
nachvollziehen, die vielleicht seit Jahrzehn-
ten in ihrer Siedlung wohnt und plötzlich 
damit konfrontiert ist, dass sie ihre Nach-
barn nicht versteht, weil die Umgangs-
sprache vielleicht nicht mehr Deutsch ist. 
In Kombination mit Schauergeschichten, 
die oft durch die Medien geistern, ist das 
gefährlich. Darum ist es so wichtig, dass 
wir daran arbeiten, die deutsche Sprache 
zu stärken.

Was erwarten Sie von der muslimischen 
Community?
Ich halte es für wichtig, dass sie sich  weiter 
für die Zivilgesellschaft öffnet. Es sollte 
möglich sein, sich ein Bild von  Moscheen 

und den Vereinen zu machen. Es wird viel 
getan in diese Richtung. Würden aber Mo-
scheen, die öffentlich zugänglich sind 
wie in Wien oder in Telfs, auch in ande-
ren Städten existieren, dann wäre das viel 
transparenter. Oft sind es nur Gebetsräume, 
die in Gewerbegebieten oder Hinterhöfen 
liegen, wo die Bevölkerung den Eindruck 

hat, das ist eine abgeschlossene Gesell-
schaft. Notwendig finde ich auch, dass die 
Predigt auf Deutsch ist oder übersetzt wird. 
Dann ist es für jeden möglich, sich auch ein 
Bild davon zu machen, was die tatsächli-
chen Grundsätze des Glaubens sind, und 
es würde nicht so viel Raum für Vorurtei-
le bleiben. Dass es einen Tag der offenen 
Moschee gibt, finde ich super – und Ini-
tiativen, die überkonfessionell stattfinden. 
Wir sollten unsere Gemeinsamkeiten und 

nicht immer das Trennende in den Vorder-
grund stellen.

Rechtspopulisten spielen die islamo-
phobe Karte, es kommt auch zu Über-
griffen auf Muslime. Wie sollte man da-
rauf reagieren?
Ich glaube, was wir aus der Geschichte ler-
nen sollten, ist, dass wir gegen Radika-
lisierungstendenzen möglichst früh auf-
treten müssen. Es darf nicht Mainstream 
sein, dass man auf religiöse Gruppierun-
gen hinhaut oder mit simplen Verall-
gemeinerungen agiert. Übergriffe und ra-
dikale Aussagen dürfen nicht ignoriert 
werden. Ein Miteinander kann nur dann 
funktionieren, wenn man in der Gesell-
schaft Courage zeigt, gegen radikale Strö-
mungen aufzutreten, und sie nicht zum 
Mainstream werden lässt. All jene, die in 
erster Linie besorgt sind, sollte man aber 
nicht verurteilen oder in ein rechtes Eck 
stellen. Wenn man sich die mediale Be-
richterstattung ansieht, kann man Sorgen 
nachvollziehen. Da müssen wir aufklären 

dass es 
einen tag der 

offenen moscHee gibt, 
finde icH super.
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und dürfen die Menschen nicht abstem-
peln. Wenn aber Anfeindungen, Übergriffe 
oder Verhetzungen stattfinden, dann sind 
wir alle gefordert, in aller Vehemenz dage-
gen aufzutreten.

Niessl und Voves haben erneut eine Inte-
grationsdebatte angestoßen. Sind Stra-
fen für mangelnde Integration eine gute 
Idee?
Wenn es um Strafen für Eltern geht, die 
 ihren Kindern die Teilnahme am Unter-
richt verweigern, halte ich das für sinn-
voll. Wenn Kindern Bildung aus persönli-
chen Motivationen verweigert wird, dann 
nimmt man ihnen die Zukunftschancen, 
die Möglichkeit,  die Sprache zu lernen, 
Teil der  Gesellschaft zu sein. Auch wenn 
sich jemand weigert, Gesetze anzuerken-
nen. Das sind Dinge, da habe ich vollstes 
Verständnis für harte Strafen. Aber alles, 
was im Rahmen unseres Rechtsstaates und 
der persönlichen Freiheit stattfindet, darf 
man niemandem verwehren. Also wenn es 
nicht mehr möglich sein soll, seine Reli-
gion auszuüben, Traditionen zu pflegen, die 
 einem persönlich wichtig sind, oder sich so 
zu kleiden, wie man möchte, dann wird es 
problematisch.

Die früheren ÖVP-Granden Neisser und 
Riegler sind für ein Kopftuchverbot an 
Schulen. Wie finden Sie das?
Absolut problematisch. Das ist der  erste 
Schritt weg von der Religionsfreiheit. So 
wie das Kreuz in der Schule kein  Problem 
ist, so sind auch das Kopftuch und die 
 Kippa kein Problem. Das wäre ein großer 
Rückschritt in eine Richtung, die wir alle 
nicht wollen.

Wie würden Sie Integration definieren? 
Lässt sich Integration überhaupt messen?
Ich halte diese Diskussion für eine sehr ver-
einfachte, plakative, auch populistische. Ich 
würde Integration definieren als den Wil-
len, an der Gesellschaft und am öffentlichen 

Leben teilzuhaben. Das sollte die Grund-
voraussetzung sein. Dann ist es schön und 
förderlich, wenn es Vielfalt gibt und nicht 
nur Einheit.

Es gab viele Versäumnisse in der Integra-
tionspolitik: Standen Muslime nicht lan-
ge am Rand der Gesellschaft – und jetzt 
fordert man plötzlich „Integrationsleis-
tungen“?
Es hat Fehler in der Einwanderungspolitik 
gegeben. Man hat lange Zeit vernachlässigt, 

das einzufordern. Es wurde auch versäumt, 
den Spracherwerb zu unterstützen. Bei all 
den Fragen geht es aber nicht um Zuwan-
derung oder den Glaubenshintergrund, 
sondern um das Bildungsniveau.

Wo sehen Sie denn Integrationsdefizite?
Skeptisch bin ich, wenn sich Stadtteile in 
Richtung einer Parallelgesellschaft mit eige-
ner Sprache und eigenem Rechtsverständ-
nis entwickeln. Das ist zwar selten der Fall, 
aber manche Bereiche tendieren durch-
aus dorthin. Es ist wichtig, dass in den 
Wohnsiedlungen eine Mischung aus ver-
schiedenen Bildungsschichten, aber auch 
Backgrounds existiert. Es sollte eben kei-
ne Ghettos wie in London oder anderen 
Städten geben, wo man von chinesischen 

und arabischen Vierteln spricht. Das muss 
auch in der Stadtplanung beachtet werden. 
Auch ein Umdenken in der muslimischen 
Community ist gefragt: weg von nationalen 
Verbänden, von der bosnischen, der türki-
schen, der arabischen Moschee zum Ver-
ständnis einer Wiener Moschee oder einer 
Grazer Moschee. Dort sollen sich Muslime 
treffen, um ihren Glauben auszuüben, egal 
mit welchem Background.

Das neue Islamgesetz wurde trotz einer 
Bürgerinitiative der muslimischen Zivil-
gesellschaft beschlossen. Sie haben sich 
dazu bislang nicht geäußert.
Ich bin unglücklich über den Verlauf der 
Diskussion. Das Gesetz an sich regelt, so 
glaube ich, wichtige Punkte und stellt sie 
auf eine rechtliche Basis. Ich gehe davon 
aus, dass man in einigen formellen Punk-
ten wie bei der Finanzierungsfrage und der 
 Organisation der Glaubensgemeinschaft 
kleine Adaptierungen vornimmt und eine 
gute Lösung findet.

Was ist für Sie ein Islam österreichischer 
Prägung? Ist das durch ein Gesetz zu 
 erreichen?
Ich halte das für einen Begriff, der zeigen 
soll, dass Islam und österreichische Iden-
tität und auch ein österreichisch-euro-
päisches Verständnis von Rechtsstaatlich-
keit gut vereinbar sind. Man will damit 
einen Kontrapunkt setzen zu Sichtweisen, 
die meinen, Islam und Demokratie seien 
nicht vereinbar. Es geht darum, dass eine 
österreichische Identität und die Aner-
kennung von Rechtsstaatlichkeit mit dem 
Glauben kompatibel sind. Es soll keine 
Fremdverortung von Religion geben. Es ist 
selbstverständlich, dass man Moslem und 
Österreicher sein kann.

selbstverständlicH  
kann man moslem und 

österreicHer sein.

Ich halte die Integrations-Debatte für eine sehr 
vereinfachte, plakative, auch populistische.
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Zur Person

Asdin el-Habbassi, 1986 in 
Hallein geboren, studier-
te Betriebswirtschaft an 
der Fachhochschule salz-
burg. seit 2013 ist er für 
die ÖVP Abgeordneter zum 
österreichischen national-
rat. el-Habbassi ist damit 
der erste Muslim, der für die 
ÖVP ein Parlaments-Man-
dat hält.
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kommentar

Fast dachten wir, dass es schon völlig in 
der Versenkung verschwunden wäre, aber 
siehe, seit der Sitzung des Verfassungsaus-
schusses am 12. Februar ist das Islamgesetz 
wieder da, als (wieder einmal) überarbei-
tete Version. Interessant nur, dass die APA 
den Entwurf vor den Gremien der Isla-
mischen Glaubensgemeinschaft in Öster-
reich erhalten hat. Mehrere IGGiÖ-Mitglie-
der waren verwundert über den Ausgang 
der Verhandlungen, von dem sie erst über 
die APA informiert wurden. 
Abgesehen von der Intransparenz des Zu-
standekommens und der Ausverhandlung 
dieses Gesetzes – was allein schon einen 
handfesten Skandal innerhalb der  IGGiÖ 
darstellt – gleicht auch das Vorgehen der 
Regierung einer Bankrotterklärung. Sie 
lässt nur auf eine Handlungs maxime 
schließen: Populismus vor Recht! 
Laut APA handelt es sich bei den Ände-
rungen um Marginalien: Für das geplante 
Verbot der Auslandsfinanzierung von Ve-
reinen soll es nun Übergangsfristen geben, 
ebenso für die Auflösung islamischer Verei-
ne. Während sich die Öffentlichkeit wieder 
einmal auf die Auslandsfinanzierung einge-
schossen hat, bleiben die aus unserer Sicht 
wesentlich problematischeren Punkte völlig 
außer Acht: allen voran die Auflösung al-
ler islamischen Vereine und die damit ver-
bundene Pflicht, sich als der Islamischen 
Glaubensgemeinschaft (IGGiÖ) hörige 
Kultusgemeinde neu zu gründen – sofern 
die IGGiÖ überhaupt zustimmt, sonst darf 
man gleich zusperren. In Metternich’scher 

Manier schreibt sich die Regierung Zu-
griffs- und Kontrollrechte zu und schränkt 
die verfassungsmäßig zugesicherten Reli-
gions- und Vereinsfreiheiten ein.

Populismus vor Recht
Zweitens bleibt der Generalverdacht, der 
im Gesetz unmissverständlich artikuliert 
wird: Die ständige Wiederholung, Musli-
me dürften ihre eigenen, islamischen Wer-
te nicht über die staatlichen Gesetze stellen. 
Viele von uns dachten, dass die Achtung 
der Gesetze selbstverständlich sei – aber 
da haben wir uns wohl getäuscht. Jus-Stu-
dentInnen lernen im ersten Semester, dass 
die Einhaltung der Gesetze für alle Bürge-
rInnen unseres Landes gilt. Offensichtlich 
wurden keine erstsemestrigen Jus-Studen-
tInnen in den Gesetzgebungsprozess ein-
gebunden, die diese wertvolle Information 
einbringen hätten können. 
Das neue Islamgesetz ist ein Entfrem-
dungs- und Ausgrenzungsgesetz. Es ver-
körpert das Gegenteil von Anerkennung 
und ist ein Schlag ins Gesicht aller, die sich 
immer schon Österreich zugehörig gefühlt 
haben. Diesen Menschen wird gesagt: Egal, 
wie ihr euch fühlt und anstrengt, ihr seid 
kein selbstverständlicher Teil unseres Lan-
des. Und wir vertrauen euch nicht. 
Die Muslimische Jugend Österreich (MJÖ) 
hat einen verfassungskonformen Alterna-
tiv entwurf vorgelegt, der von unabhängigen 
ExpertInnen gelobt wurde. Dieser Entwurf 
orientiert sich am Protestanten- und Israe-
litengesetz als Beispiel moderner und ak-

tueller Religionsgesetze. Es wäre nicht sehr 
schwer gewesen, das auch als Regierung zu 
tun. Aber SPÖ und ÖVP entscheiden sich 
im Zweifel (oder auch so) gegen BürgerIn-
nenrechte.
Während gleichzeitig über die Aufhebung 
des Amtsgeheimnisses, über ein Demo-
kratiepaket u. a. diskutiert wird, zeigt sich 
hier das wahre Gesicht der Regierungspo-
litik der vergangenen Jahre: die Kontrolle 
der Zivilgesellschaft sowie die Einschrän-
kung von Freiheiten. An den MuslimInnen 
wird diese Haltung vorexerziert. Darauf 
deuten zumindest auch die höchst pro-
blematischen Fälle Josef S. und der Tier-
schützerprozess hin. Die Gefahr, dass der 
Staat Kontrolle und Zugriffsrechte auf die 
Zivil gesellschaft als Ganzes ausdehnen will, 
bleibt und verstärkt sich.
Die massiven Bedenken von ExpertInnen, 
die vielen negativen Gutachten sowie der 
breite Protest der Zivilgesellschaft blieben 
unbeachtet. Eine der erfolgreichsten Bür-
gerinitiativen unseres Landes „Nein zum 
Entwurf des neuen Islamgesetzes – für die 
Gleichheit aller BürgerInnen“ und die star-
ke demokratische Partizipation der Bevöl-
kerung (über 20.000 Unterschriften) wur-
de von den ParlamentarierInnen der SPÖ 
und ÖVP ignoriert. 
Auch gut zu wissen. 

Dudu Kücükgöl ist Vorstandsmitglied der 
Muslimischen Jugend Österreich (MJÖ). 
www.mjoe.at/islamgesetz

top down

Im Zweifel gegen 
Bürgerrechte
Das neue Islamgesetz stellt eine Tragikomödie der besonderen 
Art dar: ein Schlag ins Gesicht für alle, die sich immer schon 
Österreich zugehörig gefühlt haben.

Kommentar: Dudu Kücükgöl

Fo
to

: ©
 P

ar
la

m
en

ts
di

re
kt

io
n 

/ 
Ph

ot
o 

Si
m

on
is



MO 38/Dossier

16

unter druck: 
muslime in 
österreicH

Die Anschläge auf das World Trade 
Center in New York vor mittlerweile 
14 Jahren waren eine Zäsur für die 

europäischen Muslime. Sie wurden in ihren 
neuen Heimatländern plötzlich als Musli-
me und Musliminnen entdeckt und iden-
tifiziert, was auch Verdächtigungen und 
Anfeindungen durch die einheimischen 
Mehrheitsgesellschaften mit sich brach-
te. Seither hat sich an dieser verfahrenen 
Situa tion wenig geändert, denn während 
die Angst vor einem gesichtslosen Islam 
durch Europa geistert, stehen die europäi-
schen Muslime vor großen Problemen. Das 
vielleicht größte Problem ist die Wahrneh-
mung der MuslimInnen als homogene Mas-
se, die sie nicht sind. Während ein Teil der 
europäischen MuslimInnen ihr Heil in der 
Religion sucht, kann ein anderer kaum das 
islamische Gebet verrichten. Während die 
einen ihre Kinder in Korankurse schicken, 
gehen andere mit ihren Kindern Leberkäse-
semmeln essen. Doch die Zuschreibung, die 
MuslimInnen Europas seien eine einheitli-
che Masse, hält sich hartnäckig.

Die Novellierung des Islamgesetzes ist
durch sicherheitspolitische Überlegungen
geprägt und nicht, wie zu erwarten wäre,
durch gesellschaftspolitische Fragen.
Ein Statement von ÖVP-Klubmann
Lopatka untermauert das.
Text: Rusen Timur Aksak
Illustration: Eva Vasari

Daraus resultiert eine allumfassende Angst, 
die auch vor etablierten Eliten nicht halt-
macht und eine Debatte rund um Integra-
tion und Islam befeuert, die allerdings im-
mer wieder in Phasen einseitiger Monologe 
zurückfällt. Zusätzlich verschärft wurde 
diese Diskussion rund um Islam und Inte-
gration durch den Anschlag auf  „Charlie 
Hebdo“ in Paris oder auch die Akte der 
Barbarei einer dschihadistischen Miliz 
 namens „Islamischer Staat“ im Irak und 
 Syrien. In dieser Atmosphäre wollte man 
nun die Novellierung des in die Jahre ge-
kommenen Islamgesetzes angehen.

Diktiertes Gesetz
Schock: Als Ende September 2014 die ers-
ten Details des neuen Islamgesetzes be-
kannt wurden, verfielen zumindest die 
Islamverbände des Landes und deren Mit-
glieder in eine Schockstarre. Denn der 
gesetzlich anerkannte Dachverband der 
(sunnitischen) Muslime, also die Islami-
sche Glaubensgemeinschaft in Österreich 
(IGGiÖ), hatte die Verhandlungen mit der 
Regierung nicht transparent gestaltet und 
konnte der anschließenden Wut seiner 
Verbandsmitglieder kaum Herr werden. 
Ein hochrangiger Verbandsfunktionär der 
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schen Mutterorganisationen abhängig sind, 
fürchten sich vor den Konsequenzen einer 
rigiden Anwendung jener Bestimmungen, 
die im Islamgesetz neu beschrieben werden. 
Daher ist ihre Zustimmung zum vorliegen-
den Gesetz nicht zu erwarten. 
Das zweite, jedoch ungleich größere Lager 
sind die vielen österreichischen MuslimIn-
nen, die vielleicht gar kein großes Problem 
damit hätten, in Österreich ausgebildete 
Imame zu akzeptieren, doch den autoritär 
vorgetragenen Diskurs seitens der Regie-
rungsverantwortlichen ablehnen. Musta-
fa, ein 32-jähriger Wiener Friseur, der kein 

ATIB (Türkisch-Islamische Union in Öster-
reich), des größten österreichischen Islam-
verbandes mit knapp 70.000 Mitgliedern, 
will zwar namentlich nicht erwähnt wer-
den, fasst die Haltung der Islamverbände 
gegenüber der IGGiÖ-Führung und der 
Regierung allerdings umfassend zusam-
men: „Man hat uns über den Tisch gezo-
gen, wobei die Rolle der IGGiÖ-Führung 
fragwürdig bleibt.“ 
Man muss die Reaktionen seitens der 
österreichischen MuslimInnen in zwei La-
ger aufteilen. Die Verbände, die teilweise 
von Subventionen aus der Türkei oder türki-

„Wir wollen einen Islam österreichischer Prägung.“ Außen- und Integrationsminister Sebastian Kurz.

Freitagsgebet auslässt, sagt: „Was haben un-
sere Moscheen und Imame mit dem IS oder 
Anschlägen in Frankreich zu tun? Das sind 
zwei unterschiedliche Angelegenheiten.“ 
Mustafa gibt damit ein Gefühl wieder, das 
viele, insbesondere junge MuslimInnen tei-
len, denn sie nehmen Teil an der Gesell-
schaft, kennen die Debatten, aber auch die 
Momente der Ausgrenzung und Verdächti-
gungen und sehnen sich daher nach einer 
Debatte rund um Islam und Integration, die 
nicht durch Anschläge von Terrorgruppen 
bestimmt wird. Daher erscheint die Kritik 
am neuen Islamgesetz einheitlich, obwohl 
die Interessen von Islamverbänden und ein-
fachen MuslimInnen, die gar kein oder viel-
leicht nur ein lockeres Verhältnis zu besag-
ten Verbänden haben, aber das Gefühl nicht 
loswerden, sie seien BürgerInnen zweiter 
Klasse – und das sei nun in Form der Novel-

lierung auch noch niedergeschrieben wor-
den. Just dieses Gefühl der Ausgrenzung 
wiederum verstärkt die ohnehin existieren-
den Probleme, sagt der deutsche Journalist 
und Autor Eren Güvercin: „Es gibt natürlich 
die Tendenz, dass in Moscheen als Reaktion 
auf die Ausgrenzung durch die Mehrheits-
gesellschaft eine Art ,Heimatkulturpflege‘ 
betrieben wird. Im Ergebnis wird das ‚Mig-
rantendasein‘ künstlich aufrecht erhalten.“ 
Dieses stark verankerte Gefühl führt auch 
dazu, dass Kleinigkeiten eine große Wir-
kung erzielen können. Der Passus im Ge-
setzestext etwa, wonach MuslimInnen eine 
„positive Grundeinstellung gegenüber Staat 
und Gesellschaft“ aufzubringen hätten, führt 
zu misstrauischem Stirnrunzeln. „Steht das 
auch bei anderen Religionsgemeinschaften 
drinnen?“, fragt der Friseur Mustafa spon-
tan, wenn man ihm die Stelle im Gesetzes-
text vorliest. Misstrauen prägt das Verhältnis 
des Staates gegenüber seinen MuslimInnen, 
im Zuge der Islamgesetz-Debatte dürfte aber 
auch klar geworden sein, dass eben  jenes 
Gefühl von MuslimInnen dem Staat gegen-
über vorherrscht. 

misstrauen prägt 
das verHältnis 

des staates gegenüber 
seinen musliminnen.
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schuhen steckt. Erst in vier bis fünf  Jahren 
wird es Absolventen geben. Die Übergangs-
frist endet aber mit 1. Jänner 2016. Aus 
Kreisen des größten Islamverbandes ATIB 
ist zu vernehmen, es könne durchaus mög-
lich sein, dass am 1. Jänner 2016 Dutzende 
Moscheevereine in ganz Österreich keinen 
Imam mehr haben werden. Das entspricht 
zumindest der Sicht der Verbände. Andere 
Ansichten zu den möglichen Auswirkun-
gen des neuen Islamgesetzes dringen kaum 
bis zur Basis durch. Das könnte zur parado-
xen Situation führen, dass die ohnehin star-
ken Verbände Solidarität selbst von jenen 
MuslimInnen zuteil wird, die sich ansons-
ten an der Vormachtstellung der Verbände 
oder deren weltanschaulicher Ausrichtung 
reiben. Dieser Solidarisierungseffekt der 
muslimischen Basis ist bereits abzusehen. 
Jüngere, oftmals akademisch ausgebilde-
te MuslimInnen übernahmen die Aufgabe, 
sich inhaltlich und medienwirksam mit der 
Novelle auseinanderzusetzen, während die 
Islamverbände ihren anfänglichen Schock 
und ihre internen Querelen bis heute nicht 
überwinden konnten. 
Wie sich eine aufkeimende muslimische Zi-
vilgesellschaft positionieren wird, könnte 
viele Debatten der nächsten Jahre mitbe-
stimmen. Daher ist die aktuelle Situation 
von entscheidender Bedeutung – auch für 
ein Phänomen, das noch im Entstehen be-
griffen ist: den österreichischen Islam.
„Wir wollen einen Islam österreichischer 
Prägung“, sagt Außenminister Sebastian 
Kurz immer wieder. Im Zuge der heftigen 
Debatte rund um das Islamgesetz war dieses 
Argument von den Befürwortern des Geset-
zes verstärkt zu hören. Doch der vielleicht 
entscheidende Satz von Regierungsseite ging 
in der Kakophonie der Meinungen unter, 
denn das geplante Islamgesetz sei als „ent-
sprechende Antwort auf den Islamismus“ 
zu werten, resümierte ÖVP-Klubomann 
Reinhard Lopatka im Parlament und bestä-
tigte damit die eigentlichen Ängste  vieler 
österreichischen MuslimInnen. 
Denn wenn Syrien-Kämpfer bzw. -Rück-
kehrer den Rahmen für die Novellierung 
des Islamgesetzes bilden, so entsteht da-
durch eine sicherheitspolitische Diskussi-
on rund um den Islam in Österreich und 
keine gesellschaftspolitische. Die allermeis-
ten MuslimInnen im Land sorgen sich aber 
um steigende Mieten, den bildungspoliti-
schen Erfolg ihrer Kinder und sehnen sich 
nach einem schmucken Häuschen im soge-
nannten Wiener „Speckgürtel“.

mische Akademikerin ohne Kopftuch nicht 
wahrnimmt, sind bärtige alte  Männer an 
Eingängen zu sogenannten „Hinterhofmo-
scheen“ ein Blickfang. Doch die Ressour-
cen, solche Moscheevereine zu erhalten, 
können nicht immer kleine,  unabhängige 
Gruppen bereitstellen. Das ist nicht nur 
eine Frage des meist ehrenamtlichen Zeit-
aufwands, sondern auch des Spendenauf-
kommens eines konkreten Vereins. Al-
lein Miete und Gehalt für den Imam der 
jeweiligen Moschee können sehr schnell 
ein monatlicher Kostenfaktor werden, der 
erst einmal von einer kleinen Moscheege-
meinde gestemmt werden will. Wenn dann 
auch noch Widerstände aus den Reihen der 

Mehrheitsgesellschaft, von der Lokalpolitik 
oder gar der Baubehörde entgegenschlagen, 
müssen viele kleine, unabhängige Vereine 
aufgeben oder Schutz bei den Islamverbän-
den suchen. Der Druck von außen führt 
also dazu, dass die Islamverbände inner-
halb der muslimischen Community stär-
ker werden, auch wenn die MuslimInnen 
nicht immer die Weltanschauung der Ver-
bände mittragen. 

Islamgesetz als Sicherheitsdiskurs
Nun geraten ebendiese Verbände in den 
Bannstrahl der Islamgesetz-Novellierung 
und sollen etwa auf „lebende Subventio-
nen“ – sprich vom Ausland bezahlte und 
bezogene Imame – verzichten müssen. 
Mit einem Jahr ist die sogenannte Über-
gangsfrist äußerst knapp. Das wird zu ei-
ner finanziellen Frage – kleinere Moschee-
gemeinden werden Probleme haben, das 
Gehalt eines Imams aufzubringen. Hinzu 
kommt, dass die Ausbildung heimischer 
Imame in Österreich noch in den Kinder-

die verbände sind
essenziell für 

das muslimiscHe 
leben.

Verbands-Islam unter Druck
„Mein Vater war religiös und in einem Ver-
band tätig, und er hat mir das  sozusagen 
vererbt“, sagt der studierte  Turkologe 
 Ahmet. Für Ahmet sind die Verbän-
de essen ziell für das muslimische Leben 
in Euro  pa. „Viele Muslime wollten nicht 
nur arbeiten, sondern auch ihre Religi-
on nach der Arbeit ausleben“, fährt Ah-
met fort. „Muslimische Arbeiter haben 
sich damals zusammengeschlossen, um 
religiöse Nöte zu bedienen, und ihre Vor-
arbeit war  wichtig, damit wir heute über-
haupt unsere  Religion ausüben können.“ 
In der  öffentlichen Debatte rund um Islam 
und Integration sind oftmals die Islamver-
bände im Fokus der Aufmerksamkeit, und 
dennoch sind sie in der Wahrnehmung 
der österreichischen Mehrheitsgesell-
schaft Phänomene, die in Schatten gehüllt 
und kaum greifbar sind. Die Gründe dafür 
sind unterschiedlich: Zum einen sind die 
 Ressourcen für neue journalistische Felder, 
die etwa ethnische oder religiöse Commu-
nitys behandeln, kaum vorhanden, zum an-
deren sind die Islamverbände selbst kaum 
in der Lage, öffentliche Kommunikation zu 
betreiben.
Und dennoch haben die  wertkonservativ 
ausgerichteten Islamverbände innerhalb 
der muslimischen Community eine Vor-
machtstellung. Denn sie können jene 
Dienstleistungen anbieten, die für prak-
tizierende MuslimInnen essenziell sind: 
Gebetsräumlichkeiten, Bestattungsfonds, 
Korankurse, aber auch Kindergärten und 
Schulen. Eren Güvercin spricht in diesem 
Zusammenhang von der Möglichkeit der 
Verbände, die muslimische Community zu 
„formen“, da viele Dienstleistungen und 
Angebote praktisch monopolartig von gro-
ßen Islamverbänden verwaltet werden.
Über 500.000 MuslimInnen leben mittler-
weile in Österreich, aber sichtbar wird ihre 
Religion vor allem im Umfeld von Mo-
scheevereinen. Während man eine musli-

Entlarvend? Reinhard Lopatka wertet das 
Islamgesetz als „entsprechende Antwort auf den 
Islamismus“. 

Eren Güvercin, deutscher Autor: eine Art 
„Heimatkulturpflege“ als Reaktion auf 
gesellschaftliche Ausgrenzung.
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„Wir bitten unsere Leser um Entschuldigung.“ 
Der Tagesspiegel.
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Der Kolumnist Harald Martenstein hat 
einen uralten Klassiker wiederbelebt: 
den Mythos, dass Banken in Groß-

britannien den Kindern keine Sparschwei-
ne mehr anbieten aus Sorge, die im Islam als 
unrein geltenden Tiere könnten die Gefühle 
muslimischer Kunden verletzen.
Die Geschichte feiert in diesem Jahr Jubi-
läum. Seit zehn Jahren wird sie in den Me-
dien als Beleg für die verrückt gewordene 
„Political Correctness“ und die Islamisie-
rung des Abendlandes erzählt. Sie wurde 
schon damals von den Banken dementiert. 
Eine von ihnen, NatWest, die in den 1980er-
Jahren für ihre Sparschweine berühmt war, 
hat vor eineinhalb Jahren die Figuren sogar 
neu aufgelegt und groß beworben:  Spätestens 
damit, sollte man denken, hätte sich das 
Schauermärchen erledigt. Weit gefehlt. Re-
cherchophobiker wie Martenstein halten es 
am Leben.
Ihren Ursprung nahm die  Sparschweinente 
offenbar im „Daily Express“, der im Okto-
ber 2005 sogar damit aufmachte. Als eines 
der ersten deutschen Medien übernahm sie 
noch im selben Monat die „B.Z.“. 
2006 erzählte die Islamkritikerin Ayaan 
Hirsi Ali die Geschichte in einem Interview 
mit der „FAZ“ – als Beleg für die angeblich 
„schleichende Scharia“ in Europa: „Und in 
Großbritannien geht es nun so weit, dass die 
Sparkassen keine Sparschweine mehr aufstel-
len, um die Gefühle der Muslime nicht zu ver-
letzen, für die Schweine ja unrein sind. Das 
ist eben die schleichende Scharia. Sie zeigt ihr 
vollständiges Gesicht erst in den Gesellschaf-
ten, in denen die Muslime in die Mehrheit ge-
kommen sind.“
Henryk M. Broder interpretierte die ver-
meintliche Sparschweinentsorgung  ebenfalls 
als „Zeichen an der Wand“ für die fortschrei-
tende und unaufgehaltene Islamisierung, die 

er Anfang 2007 auf Spiegel Online beklagte:
„Britische Banken wollen ihren Kunden keine 
‚Sparschweine‘ mehr anbieten, weil Schweine 
im Islam als unrein gelten.“
Im selben Jahr verbreitete der frühere FAZ-
Redakteur und heutige  Pegida-Anhänger 
Udo Ulfkotte die Geschichte in seinem Buch 
„Heiliger Krieg in Europa – Wie die radika-
le Muslimbruderschaft unsere Gesellschaft 
bedroht“. Der „Kölner Stadt-Anzeiger“ hatte 
zwar durchaus Zweifel am „missionarischen 
Eifer“ des Autors, fand die Geschichte aber 
so unwiderstehlich, dass er seine Rezension 
des Buches sogar damit überschrieb: „Isla-
misten verdrängen Sparschweine.“
Acht Jahre nach Ulfkotte und Broder hat 
nun endlich auch ihr Kollege Martenstein 
von der Geschichte erfahren. Angeblich will 
er sie im „Handelsblatt“ gelesen haben. Er 
schrieb in seiner „Tagesspiegel“-Kolumne: 
„Dem Handelsblatt entnehme ich, dass briti-
sche Banken ihren jungen Kunden seit einiger 
Zeit keine Sparschweine mehr anbieten. Der 
Anblick der Schweine, die im Islam als unrein 
gelten, könne die Gefühle muslimischer Kun-
den verletzen. Die muslimische Gemeinde er-
klärte daraufhin, dass Muslime der Anblick 
eines Schweins keineswegs verletze, sie wür-
den lediglich dieses Tier nicht essen. Offenbar 

kann man sogar bei der Sensibilität, ähnlich 
wie beim Austernessen und beim Weintrin-
ken, des Guten zu viel tun.“
Martenstein hat den Kampf gegen die ver-
meintliche „Political Correctness“ zu seinem 
zentralen Thema gemacht, ohne dass das zu 
einem erkennbaren Interesse an den  Fakten 
geführt hätte. Von Ulfkotte unterscheidet ihn 
immerhin, dass er hier das Problem nicht bei 
den Muslimen sieht, sondern im vorausei-
lenden Gehorsam der Nichtmuslime. Aber 
auch er verbreitet, unredigiert vom „Tages-
spiegel“, das Schauermärchen von der Ab-
schaffung der britischen Sparschweine aus 
Rücksicht auf die religiösen Gefühle der 
Moslems, das seit Jahren ein wesentlicher 
Teil der antiislamischen Folklore ist. Und da 
fragt man sich, wie die Pegida-Leute eigent-
lich auf den Gedanken kommen, dass die 
 Islamisierung des Abendlandes drohe oder 
gar in vollem Gange sei.
Nachtrag: Der „Tagesspiegel“ hat online den 
Sparschwein-Absatz gelöscht und durch 
folgenden Hinweis ersetzt: „In einer frühe-
ren Version dieser Kolumne war mit Bezug 
auf das Handelsblatt von Sparschweinen die 
Rede, die britische Banken aus Rücksicht auf 
muslimische Kundschaft nicht mehr anbö-
ten. Der Medienjournalist Stefan Niggemeier 
wies uns darauf hin, dass es dazu keine Bele-
ge gebe, sondern im Gegenteil Dementis. Weil 
auch wir keine Belege dafür finden konnten, 
haben wir diesen Abschnitt herausgenommen. 
Wir bitten unsere Leser um Entschuldigung.“

Der Text ist auf dem Blog von Stefan Nig-
gemeier zu lesen: 
www.stefan-niggemeier.de. Niggemeier 
schrieb u.a. für Die Zeit, Frankfurter All-
gemeine Sonntagszeitung, Süddeutsche 
Zeitung, Der Spiegel. Er ist Gründer von 
BILDblog www.bildblog.de.

medienökonomie

Die Medien, der Islam und 
das sparschwein
Wie die Sparschweine von Banken immer wieder im 
Namen des Islam gestorben sind.

Text: Stefan Niggemeier
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Wir befinden 
uns in einem 
Teufelskreis
Rüdiger Lohlker, Professor für Islamwissenschaften an der 
Uni Wien, über das gleichermaßen simple Islamverständnis 
von Dschihadisten und Islamkritikern, den Lego-Islam 
der Medien und den dringenden Bedarf, die Communities 
positiv zu unterstützen.
Interview: Gunnar Landsgesell 
Fotos: Karin Wasner

Wir erleben zurzeit eine sehr emotionale 
und oft wirre Debatte über Islam und Ra-
dikalisierung. Theologische Fragen ver-
mischen sich mit soziologischen. Wie er-
klären Sie sich die fehlende Trennschärfe? 
Zumeist wird Religion ausgeblendet. Für 
die Radikalisierungsprozesse spielt der 
 Islam am Anfang tatsächlich eine sehr 
 geringe Rolle. Da geht es stark um indi-
viduelle Krisenerfahrungen, die können 
bis zu einem Autounfall reichen. Es kann 
auch einen Kollektivbezug geben, etwa 
die Erfahrung, dass Muslime weltweit be-
droht und verfolgt werden. Das lässt sich 
dann über das Internet leicht belegen, und 
dann kommt der Punkt, wo der Link zur 
Subkultur des Dschihadismus gefunden 
wird. Wir kennen Beispiele, wo junge Leu-
te auch erst über Mainstream-Medien auf 
das Phänomen aufmerksam werden. Auch 
österreichische Zeitungen haben diese Art 
der Berichterstattung „gut“ betrieben. 

Das Magazin „profil“ hat mit dem  Titel 
„Was den Islam gefährlich macht“ eine 
simple wiewohl verkaufsträchtige Glei-
chung auf sein Cover gesetzt. Wie sehen 
Sie das als Religionswissenschaftler?
Es gibt gefährliche Muslime, es gibt aber 

auch gefährliche Atheisten. Dieser Satz ist 
eine Nullaussage. Deshalb habe ich mir das 
Heft auch nicht gekauft. Man kann aus  jeder 
Religion die Begründung für gewaltsame 
Aktionen ableiten. Falls wir aber von der 
dschihadistischen Subkultur sprechen, die 
wir untersucht haben, dann funktioniert die 
so, dass bestimmte Elemente aus dem Main-
stream-Islam benutzt und verschoben wer-
den, um Gewalt als einzige Lösung darzu-

stellen. Die Frage ist: Wie kann ich dagegen 
methodisch angehen? Es müssen  Maßstä be 
entwickelt werden, mit denen sich  solche 
Entwicklungen kritisieren lassen. Das ist 
innerislamisch bislang nicht ausreichend 
passiert, etwa eine anerkennende  Toleranz 
zu entwickeln. Das existiert in Ansätzen, 
auch in Bezug auf die Tradi tion. Aber das 
ist nicht weit verbreitet. Es gibt und gab 
auch Versuche, systematisch eine islamische 
Friedensethik zu entwickeln. In Indonesien 
etwa vertritt die Nahdlatul Ulama einen to-
leranten, pluralistischen Islam – sie ist mit 

50 Millionen Mitgliedern immerhin die 
größte muslimische Organisation der Welt. 
Sie versuchen seit Jahren, eine Gegenposi- 
tion zu Salafisten/Wahhabiten zu entwi-
ckeln. Hier hätten wir ein Beispiel für ei-
nen innerislamischen Lösungsansatz. Wenn 
aber Yusuf al-Qaradawi (Starprediger auf Al 
Jazeera, Anm.) sagt, dschihadistischer Ter-
rorismus ist schlecht, aber terroristische 
Aktivitäten innerhalb Israels sind gut, dann 
kann man das religiös-methodisch über-
haupt nicht begründen. Das ist eine mo-
ralisch-politische Begründung, die keine 
Grundlage hat, um gegen andere terroris-
tische Aktivitäten zu argumentieren.
 
Hier bewegen wir uns wieder im Bereich 
von Interpretationsfragen oder der Dis-
kursmacht Einzelner. Wie aber steht es 
um den Koran als zentralen Text, der ja 
bei der Gleichung „Islam ist Bedrohung“ 
mitgemeint ist. Der Koran – gefährlicher 
als die Bibel?
Es gibt auch in der Bibel eine gewisse Person, 
die gekommen ist, das Schwert zu bringen. 
Das wird häufig vergessen. Und auf das Alte 
Testament brauchen wir gar nicht einzuge-
hen. Man kann grundlegende Texte von Re-
ligionen nur verstehen, wenn man versteht, 

ein saTz Wie 
„der islam isT 

gefährlich“ 
isT eine nullaussage.
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kommt die Religion ins Spiel. Im Fall von 
Mohamed Mahmoud, dem bekanntesten 
Islamisten in Österreich, reichen ja sehr be-
scheidene Islam-Kenntnisse, um als Sheikh, 
als Gelehrter, zu gelten.

Haben wir es paradoxerweise mit einem 
Diskurs zu tun, der von beiden Seiten auf 
dieser Versatzstückebene gestaltet wird? 
Als in der ORF-Sendung „Im Zentrum“ 
die Moderatorin aus der Sure 4 zitierte, 
entgegnete ihr der Politikwissenschaftler 
Asiem El Difraoui, solche Diskussionen 
auf Basis eines Lego-Islam seien nicht 
 seriös. 
Ja, das ist ein Spiegelbild. Wenn wir vom 
Terrorismus weggehen, und einen Salafis ten 
und einen antiislamischen  Vertreter her-
nehmen, die sind absolut derselben Mei-
nung. Nur der eine findet es gut, der andere 
schlecht. Diese bruchstückhaften Islamdis-
kussionen führen selten über  solch simple 
Schemata hinaus. Dabei ist nicht vorstellbar, 
was mir etwa ein katholischer Priester kürz-
lich in Indonesien erzählt hat. Dort holen 
Katholiken in Krisenzeiten in bestimmten 
Regionen islamische Milizen zum Schutz 
für die Abhaltung ihrer  Messe – und nicht 
die Armee. Und zwar deshalb, weil im Fall 
eines Angriffs die Armee flüchten würde, 
während die islamischen Milizen die Kirche 
gegen die Extremisten verteidigen. 

Der Begriff des politischen Islam ist ein 
geflügeltes Wort geworden – gibt es aber 
nicht auch ein politisches Christentum? 
In Österreich hat FPÖ-Chef Strache mit 
dem Kreuz in der Hand Wahlkampf ge-
führt, Religionslehrer werden selbstver-

ständlich von staatlicher Seite bezahlt. In 
Teilen der Welt missionieren fundamen-
talistische Pfingstbewegungen auch mit 
Gewalt, etwa in Afrika. 
Es gibt natürlich eine politische Rolle des 
Christentums – und innerhalb einiger Kir-
chen auch Strömungen, die eine Politisie-
rung wollen. Ein Vergleich zeigt, dass in bei-
den Fällen Gewalt legitimiert wird, dass die 
Dichotomie einer guten und einer verkom-
menen Welt existiert, dass  sexuelle Min-
derheiten verdammt oder verfolgt werden. 
Auch eine apokalyptische Grundhaltung 
ist im Christentum zu finden: Die „Left 
Behind“-Strömung schwappt gerade aus 
den USA zu uns herüber, eine Buchserie, die 
nun mit Nicolas Cage auch verfilmt wurde. 
Da werden die Erretteten urplötzlich in den 
Himmel versetzt, während die restliche Be-
völkerung in das Chaos der letzten Tage ge-
stürzt wird. Diese apokalyptische Stimmung 
gibt es im Dschihadismus auch.

Würden Sie sagen, dass in Österreich, an-
ders als in Deutschland oder Frankreich, 
die Politik nicht entschieden genug gegen 
rechtspopulistische Versuche auftritt, Is-
lam und Dschihadismus gleichzusetzen?
Ich denke, das ist bei vielen Menschen 
schon so abgespeichert, und ich halte das 
für wenig verwunderlich bei dem Medi-
enfeuer, das bei jedem Anschlag produ-
ziert wird. Das ist natürlich auch Ausdruck 
 einer eurozentristischen Sichtweise, denn 
die getöteten Muslime in anderen Teilen 
der Welt, im Krieg in Syrien und im Irak, 
oder die 2.000 Toten in Nigeria durch Boko 
Haram werden nicht in gleicher Weise be-
rücksichtigt. Das ist dann nur eine Kurz-
meldung. Natürlich, bei Anschlägen in 
Euro pa sind wir näher dran. Aber wenn 
man über Dschihadismus diskutiert, dann 
muss man auch darüber reden, dass hun-
derttausend Muslime und Musliminnen er-
mordet worden sind.

Muslime werden bei Genderfragen regel-
mäßig als kulturell „rückständig“ be-
zeichnet. Vergessen scheint, dass in Öster-
reich Frauen noch bis 1975 die Erlaubnis 
ihres Ehemanns für die Ausstellung eines 
Reisepasses oder die Eröffnung eines 
Bankkontos einholen mussten. Ehemän-
ner konnten beim Arbeitgeber anrufen 
und den Job ihrer Frau einfach kündigen. 
Erst unter Kreisky wurde das gesetzlich 
abgeschafft. Warum wird im Fall musli-
mischer Gesellschaften ganz selbstver-
ständlich die Kultur als Erklärung her-
angezogen?

was an Interpretationstechniken  vorhanden 
ist. Es ist naiv, ein Buch aufzuschlagen und 
sich ein paar Begriffe herauszusuchen, 
wie das in der derzeitigen Diskussion pas-
siert. Wenn Journalisten über islamische 
Themen berichten, dann ist es deren Auf-
gabe, auch sorgfältig zu recherchieren. 
Wenn Sie nun aber ein Problem des inner-
islamischen Diskurses ansprechen, möchte 
ich ein Beispiel geben: Denken Sie an ISIS, 
die Homosexuelle von hohen Häusern ge-
worfen und das mit der Lehre begründet 
hat. Es gibt tatsächlich solche Rechtsmei-
nungen, natürlich nicht im Koran. Unter 
Islamgelehrten wird darüber aber nicht 
diskutiert, sie klammern solche extremis-
tischen Meinungen lieber aus. Der dschi-
hadistische Jugendliche ist dadurch für 
Fanatiker aber leicht ansprechbar: Sie prä-
sentieren ihm das als die wahre Lehre, wäh-
rend er selbst das Gefühl hat, hier etwas 
Geheimes erfahren zu haben – die Wahr-
heit, die ihm die Mainstream-Gelehrten of-
fenbar vorenthielten.

Wissen Kinder muslimischer Eltern in 
Europa oft zu wenig über den Islam? 
Wäre es denkbar, dass eine mangelnde 
Weitergabe von Traditionen Jugendliche 
für Agitation stärker ansprechbar macht?
Ob religiöse Bildung absolut schützt, weiß 
ich nicht, da gibt es Gegenbeispiele. Aber 
die Wahrscheinlichkeit könnte sich erhö-
hen. Bei Dschihadisten handelt es sich aber 
um einen Versatzstücke-Islam, da ist nicht 
viel Wissen nötig. Die Welt ist recht simpel 
in Gut und Böse eingeteilt. Da geht es mehr 
um das allgemeine Gefühl der Ungerech-
tigkeit. Die Frage ist: Wo docke ich an? Da 

Lohlker über die Gleichsetzung von Islam und Jihadismus: Das ist bei vielen Menschen
schon so abgespeichert. Ich halte das für wenig verwunderlich bei dem Medienfeuer, das
bei jedem Anschlag produziert wird. 
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Laut einer Studie erachten 70 Prozent der jungen muslimischen Männer Religion für wichtiger als 
Demokratie. Lohlker: Wenn ich Gläubige frage, dann würde ich so eine Antwort erwarten.

Man könnte in christlich-abendländischer 
Tradition sagen, dass man den Balken im 
eigenen Auge einfach nicht sieht. Das ist in 
erster Linie ein Weg, um die eigene Überle-
genheit noch einmal zu proklamieren. Um 
nicht die realen, tatsächlich stattfindenden 
Veränderungsprozesse in muslimischen 
Mehrheitsgesellschaften oder auch Com-
munities in Europa zu bemerken. Dane-
ben gibt es selbstverständlich auch negati-
ve Entwicklungen. Etwa die Bestrebungen 
von Männern, ihre Töchter im Sommer zu 
verheiraten. Deshalb hat es auch eine Initi-
ative in Österreich gegeben, dass die Imame 
vor der Sommerpause predigen, dass das 
nicht islamisch ist. Zugleich gibt es junge 
Studentinnen, die sich als hervorragende 
und unabhängige Denkerinnen erweisen, 
auch mit Kopftuch. Deren Väter finden das 
nicht immer gut. Natürlich gibt es auch das 
Problem einer Macho-Kultur oder die Ver-
suche, Töchter von der Ausbildung fernzu-
halten. Genauso wie in nichtmuslimischen 
Gesellschaften, wo Sie in Bauern- oder Ar-
beiterfamilien Söhne finden, die studieren 
durften, und Töchter, die heiraten sollten. 

Das klingt stärker nach einem soziolo-
gischen als nach einem theologischen 
Problem.
Das ist in der Tat schwer auseinanderzu-
halten. Soziologisch erklärbare Phänome-
ne sind oft religiös kodiert, das macht die 
Trennung schwierig. Ich habe hin und wie-
der auch als Gutachter vor Gericht ausgesagt 
in Fällen, wo die Rechtsanwälte versuchten, 
familiäre Gewalt als kulturell, also mit dem 
Islam zu erklären, um ihre Klien ten zu ent-
lasten. Das mag ein legitimer Versuch vor 
Gericht sein, aber so automatisch funktio-
niert das nicht. Dazu ist in den Communi-
ties viel zu viel in Bewegung. Ich erinnere 
mich an eine U-Bahn-Fahrt, wo von Flo-
ridsdorf bis zur Alser Straße ein Mädchen 
mit Kopftuch ihrem Bruder ins Gewissen 
geredet hat: „Du musst lernen, auch wenn 
das jetzt so schwer ist. Lern, ich helf dir da-
bei.“ Man muss eben schauen, welcher Kopf 
unter einem Tuch steckt. Gerade durch den 
öffentlichen Diskurs werden solche Frauen 
in eine Verteidigungshaltung gedrängt. 

In einer Studie über junge muslimische 
Männer erhob die Soziologin Edit Schlaf-
fer, dass 70 Prozent von ihnen Religion 
als wichtiger erachten als Demokratie. 
Ein Alarmzeichen?
Wenn ich Gläubige frage, dann würde ich 
so eine Antwort erwarten. Religion muss 
für mich etwas Wichtiges sein, wenn ich 

wirklich gläubig bin. Diese Fragestellung 
ist merkwürdig. Was würde ein Christ ant-
worten, wenn man ihn fragt, ob er die  Bibel 
höher als die Verfassung hält? Natürlich 
wird für Gläubige das Wort Gottes wich-
tiger sein. Gleichzeitig kann man natürlich 
erwarten, dass die Verfassung respektiert 
wird, so wie auch andere Menschen, die in 
dieser Gesellschaft leben.

Hier ging es vor allem um die viel zitier-
ten Integrationsdefizite. 
Natürlich, Mängel an Integration gibt es, 
aber das führt uns vielmehr  wieder zum 
religiösen Analphabetismus. Als ich in Flo-
ridsdorf über ein paar junge tschetsche-
nische Männer gestolpert bin, die mit IS-
Kappe und Hoodie unterwegs  waren, stellte 
sich mir neben eini gen anderen  Fragen 
auch jene, wie ich  religiö se Ressourcen mo-
bilisieren kann, die in die   Gegenrichtung 
führen; die Toleranz und Plura lismus-
Akzeptanz bedeuten. Die  sogenannte In-
tegration kann man nicht daran festma-
chen, ob ein Mädchen Kopftuch trägt. Das 
sind persönliche Entscheidungen, und auch 
ein gewisser sozia ler Druck mag mitspie-
len. Die Communitys haben jahrzehnte-
lang am Rand gelebt, auch die Mehrheits-
gesellschaft suchte selten  soziale Kontakte. 
Es gibt immer noch  Firmen, wo jeder Türke 

Ali heißt. Also was erwartet man von den 
Leuten? Wir befinden uns in einem Teufels-
kreis. Wir versuchen aufzuholen, was über 
30 Jahre nicht passiert ist. Nun haben wir 
das Problem, dass es nicht genug posi tive 
Verstärker gibt, die auch innermuslimisch 
sagen, welches Verhalten – auch im Sinn 
der Religion – legitim ist. Und natürlich 
gibt es Imame, die stärker auf Abgrenzungs-
symbole setzen. Mädchen, die vor 20 Jahren 
kein Kopftuch getragen hätten, tun das heu-
te. Die von  Ablehnung gekennzeich neten 
Diskurse über Islam und Muslime bringen 
es mit sich, dass sich Frauen und Männer 
stärker als Muslime zu erkennen geben. Das 
ist eine Reaktion, so paradox sie auch sein 
mag. Leider fehlen mehr positive Signale, 
dann würde sich die Situa tion entspannen.

Rüdiger Lohlker, 1959 in Emden, Deutsch-
land, geboren, ist Universitätsprofessor für 
Orientalistik an der Uni Wien. Er ist einer 
der wenigen ausgewiesenen Islamexper-
tInnen in Österreich. Publikationen (Aus-
wahl): Das islamische Recht im Wandel. 
Ribā, Zins und Wucher in Vergangenheit 
und Gegenwart (1999). Islamisches Famili-
enrecht: Methodologische Studien zum Recht 
malikitischer Schule (2002). Islamisches 
Völkerrecht. Studien am Beispiel Granada 
(2006). Islam. Eine Ideengeschichte (2008). 
Dschihadismus. Materialien (2009). Ha-
dithstudien – Die Überlieferungen des Pro-
pheten im Gespräch (2009). Muslime in Ös-
terreich (2012, Ko-Autor). Jihadism: Online 
Discourses and Representations (2013, Hg.)

„inTegraTion“ kann 
man nichT daran fesT- 

machen, ob ein mädchen 
kopfTuch TrägT.
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L assen Sie mich Ihnen ein Märchen 
erzählen. Es war einmal ein eingebil-
detes Haus, in dem lebte eine einge-

bildete Familie. Und die lebte in eingebil-
deter Egalität, deren Einbildung noch aus 
den Tagen der Konjunktur stammte. Die 
eingebildeten Verwandten in den Luxussui-
ten des eingebildeten Hauses merkten, dass 
die Bewohner der unteren Etagen sich al-
les gefallen ließen, und erhöhten die Mieten 
und zahlten nicht mehr in die gemeinsame 
Hauskasse ein. Die Bewohner der unteren 
Etagen aber träumten von einem Leben in 
den Luxusetagen und identifizierten sich 
mit deren Bewohnern; denn dabei, dass sie 
von ihnen nicht zu ihren Dachpartys einge-
laden wurden, konnte es sich nur um einen 
Irrtum handeln, man hatte sie wohl auf der 
Gästelis te übersehen. Langsam machte sich 
Unbehagen breit, zumal von außen immer 
mehr neue Mieter ins Haus drängten, die 
man hasste, weil sie noch erfolgloser waren 
und vielleicht erfolgreicher werden könnten 
als man selbst. Da man sich irgendwie ver-
arscht fühlte, aber nicht wahrhaben wollte, 
dass die eigenen schönen, erfolgreichen 
Cousins es waren, die einen verarschten, 
verarschte man die jeweils Schwächeren und 

warf ihnen vor, weder mit ihnen selbst noch 
den Cousins verwandt zu sein. Die einge-
bildeten Cousins erkannten, dass, solange 
die Loser mit den anderen Losern rangel-
ten, man ihnen ungestört noch mehr Besitz 
und Rechte klauen konnte. Den dümmsten 
unter ihnen erzählten sie, dass sie doch alle 
eine Familie seien, die es zu verteidigen gel-
te, den Halbdummen, dass sie doch alle eine 
gemeinsame Kultur und gemeinsame Wer-

te teilten, die man verteidigen solle, und den 
ein bisschen weniger Dummen, dass sie eine 
auf geteiltem und hart erarbeitetem Wohl-
stand beruhende Solidargemeinschaft bil-
deten, die erst recht verteidigt werden müs-
se. Ganz gleich ob Blut, Werte oder Schweiß, 
auf einmal gab es sehr viele andere, die man 
zwar, leider gab es da noch Gesetze, nicht 
alle delogieren, aber piesacken, quälen und 
mit dem Vorwurf belasten konnte, sie seien 
nicht willig oder fähig, dazuzugehören. Nie 
im  Leben wären die benachteiligten Cousins 

auf die Idee gekommen, sich mit den be-
nachteiligten Außenseitern gegen die wah-
ren Betrüger zu verbünden oder zumindest 
ihre Interessen mit denen jener abzuglei-
chen, zu sehr gärte in ihnen noch immer 
die Hoffnung, doch bald mit den Cousins 
am Dachswimmingpool Long Island Ice Tea 
schlürfen zu dürfen …

Der Tanz nach der Pfeife der 
Mächtigen
Dieses Märchen klingt schematisch, sim-
pel und tendenziös. Aber es ist schwer zu 
widerlegen. Kluge Jugendliche erfinden es 
immer wieder neu, ehe sie Sozial- und Kul-
turwissenschaften studieren. Es mag elabo-
riertere Gesellschaftstheorien geben, dieses 
Märchen aber hält einzig den Schlüssel zur 
Veränderung bereit.
Integration ist eine Lüge, weil die Gesell-
schaft eine ist, in welche integriert werden 
soll. Dieser Satz ist natürlich eine Provoka-
tion. Denn nicht immer läuft die unhinter-
fragte Vokabel Integration auf blanken 
Blödsinn hinaus. Eine gewisse Relevanz er-
hält sie als sozialtechnische Serviceleistung 
in konkreten Feldern, in Bemühungen etwa, 
Arbeitslose, Frauen, MigrantInnen, Behin-

die lüge  
vom gesell-
schafTlichen 
ganzen
Ein tendenziöser Schnellkurs zum Begriff Integration.
Text: Richard Schuberth

man haTTe
sie Wohl 

auf der gäsTelisTe 
übersehen. 
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Je egalitärer eine Gesellschaft ist, desto weniger bedarf sie kultureller Rechtfertigungen.

derte in den Arbeitsmarkt zu „integrieren“, 
behutsam Hindernisse bei deren sozialer 
Mobilität aus dem Weg zu räumen, ihnen 
nicht nur das Gefühl zu vermitteln, nicht 
draußen zu stehen, sondern dort drinnen, 
im imaginären Inneren der Gesellschaft, 
auch Chancen und Möglichkeiten zu ha-
ben. Und Gesellschaft ist nur dann keine 
Lüge, wenn sie nicht völkisch oder – aufge-
klärter – steuernational eine Gemeinschaft 
suggeriert. In der Tat ist sie der durch poli-
tische Inklusion begrenzte Ausschnitt eines 
babylonischen Wirrwarrs antagonistischer, 
koalierender oder einander überlappender 
Interessen. Die Lüge beginnt bei jedem Ver-
such, diese Antagonismen zu leugnen. Und 
nicht erst bei deren Kulturalisierung, womit 
freilich die pathologische Phase des Reali-
tätsverlustes erreicht ist.
Fast immer schwingen im Geschwätz von 
der Integration unheimliche Töne mit, die 
Klänge von Drohung und Erpressung. Ge-
sellschaft – in unserer Vorstellung als Ge-
meinschaft stets unschlüssig zwischen 
 Solidar- und Schicksalsgemeinschaft hin 
und herflatternd und in Zeiten der Krise 
sich von Ersterer zu Letzterer verlagernd – 
stabilisiert sich idealtypisch durch die Ba-

lance von Rechten und Pflichten. Macht ist 
darauf erpicht, dieses Verhältnis zu hierar-
chisieren – die Drosselung der Rechte geht 
immer mit einer Einmahnung von Pflich-
ten einher. Machtpsychologisch intendiert 
der Vorwurf, dem falschen Ganzen Pflich-
ten schuldig zu sein, Scham, Bringschuld 
und Schockstarre, wohinter sich wider-
standslos der Raub der Rechte vollziehen 
kann. Dies ist Kern der neoliberalen Ma-
trix, die anhob mit der Allmachtsfantasie, 
seines eigenen Glückes Schmied zu sein, 
und nicht nur in der Resignation  endete, 
den Schmiedehammer seines vorherseh-
baren Unglücks selbst zu schwingen, son-
dern am Unglück des ganzen Systems 
Schuld zu tragen. Der internalisierten Kon-
kurrenz mit sich selbst gesellt sich natürlich 
die älteste Machtstrategie hinzu: Entsolida-
risierung und Gruppenkonkurrenz. 
Die Menschen kennen die Lüge vom ge-
meinsamen Haus der Gesellschaft nur zu 
gut, je qualvoller sie dessen Falschheit spü-
ren, desto lauter müssen sie seine Richtig-
keit proklamieren. Und je imaginärer das 
kollektive Eigene ist, desto drastischer muss 
das Fremde als Zerrbild der eigenen De-
pravation designt werden, und darf man es 

(noch) nicht vernichten, so muss man es 
zumindest bei jeder sich bietenden Gele-
genheit bevormunden, abwerten, diszipli-
nieren. Man gleicht dann dem Katholiken, 
über die Karl Kraus schrieb: „Den Hut 
vor der Monstranz zu ziehen, ist bei wei-
tem kein so schönes Verdienst wie ihn je-
nen vom Kopfe zu schlagen, die kurzsichtig 
oder andersgläubig sind.“
Je egalitärer aber eine Gesellschaft ist, je 
gerechter Chancen und Wohlstand ver-
teilt sind und das Verhältnis von Rechten 
und Pflichten ausbalanciert ist, desto we-
niger bedarf sie kultureller Rechtfertigun-
gen, der Phantasmata von  Familienbanden, 
 gemeinsamer Kultur, die allesamt auch 
Symptome innerer Desintegration sind. 
Zwei Strategien gibt es gegen die Integra-
tionslüge: sich zu desintegrieren, wo im-
mer falsche Integration gefordert wird, und 
den wahren Desintegrationsprofiteuren, die 
ständig nach Integration geifern, das Hand-
werk zu legen. Wenn wir Randgruppen in-
tegrieren, dann in Solidargemeinschaften, 
die diesen Namen verdienen, und nicht 
nach der Pfeife der Macht, welche sofort 
verstummte, würden wir nicht länger nach 
ihr tanzen.
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Die Gesellschaft sieht in Jugendlichen 
nicht nur Hoffnung für ihre Zukunft, 
sondern immer auch eine Bedrohung für 
ihre Gegenwart. Die Angstmache erreicht 
zurzeit neue Höhepunkte. Wie betrach-
test du den Diskurs?
Das ist ja ein klassischer Generationen-
konflikt. Der letzte Höhepunkt vor der 
Radikalisierungsdebatte war das berüch-
tigte „Komasaufen“, wo Alkoholismus von 
einem gesamtgesellschaftlichen Phänomen 
zu einem Jugendproblem gemacht wurde. 
Die Radikalisierungsdebatte verläuft ähn-
lich. Wir reden ständig darüber, was mit 
den Jugendlichen schiefläuft. Dazu kom-
men Diskussionen über den Islam. Wir fra-
gen uns, ob der Islam gefährlich ist, statt 
uns zu fragen, was vielleicht unsere Gesell-
schaft versäumt hat und was wir machen 
sollten, damit sich alle hier wohl fühlen. 
Warum ist beispielsweise keine Bildungs-
debatte entstanden, wenn es schon um 
 Jugendliche geht? 

Vor allem Boulevardmedien stürzen sich 
auf Storys von jungen Radikalen. Diese 
Nachrichten werden dann wiederum von 
Jugendlichen konsumiert. 
Das unhinterfragte Abdrucken von Bildern 
oder Facebook-Einträgen aus den IS-Propa-
gandakanälen erhöht die Reichweite der ra-
dikalen Gruppen unglaublich. Ich vergleiche 

das immer mit dem Thema Selbstmord. Das 
Medienethikgesetz schränkt die Berichter-
stattung darüber ein, weil man sich vor 
Nachahmern fürchtet. Wenn ein Jugendli-
cher nach Syrien in den Krieg zieht, ist das 
auch nichts anderes als erweiterter Selbst-
mord. Deshalb muss sich auch bei diesem 
Thema der Journalismus an bestimmte 
ethische Grundsätze halten. Außer dem dif-
ferenzieren die Medien kaum zwischen Be-

griffen wie Islam, Islamismus, Salafismus 
oder Dschihadismus. Diese Berichterstat-
tung emotionalisiert die Jugendlichen sehr. 
Sie fühlen sich in die Ecke gedrängt und 
stigmatisiert. Das macht es viel schwieriger, 
über heikle Themen zu sprechen.

Wie setzt ihr euch dennoch mit heiklen 
Themen auseinander?
Unsere Hauptaufgabe ist es, erwachsene 
Ansprechpersonen zu sein für alle Angele-
genheiten, die unsere Jugendlichen  gerade 
betreffen – egal ob es um Liebeskummer 
oder Schulnoten geht. Religiöse Radikali-
sierung ist für den Mainstream ein neues 
Thema, aber für uns heißt das nicht, dass 

sich jetzt alles geändert hat. Die Jugend-
phase ist eine Zeit des Suchens, des Tas-
tens und des Abgrenzens gegenüber der 
Welt der Erwachsenen. Da ist es nicht un-
gewöhnlich, mit extremistischen Ideolo-
gien in Kontakt zu kommen oder gar zu 
sympathisieren. In den meisten Fällen er-
setzen das Erwachsenwerden, Familie, 
schulische und berufliche Entwicklungen 
diese Ideologien. Extreme Ansichten ma-
nifestieren sich bei Identitätsbrüchen im 
Erwachsenen alter. Ich würde niemals sa-
gen, dass ein Jugendlicher ein Dschihadist 
ist, weil er damit sympathisiert. Ich würde 
auch nicht einen 15-Jährigen, der irgendwo 
ein Hakenkreuz zeichnet, als Nazi bezeich-
nen. Der probiert etwas aus, und oft stehen 
da ganz bestimmte Bedürfnisse dahinter.

Welche Bedürfnisse?
Das sind vor allem Zugehörigkeit, Orientie-
rung an Werten und die Suche nach klaren 
Regeln und Grenzen. Ein großes  Bedürfnis 
ist im Jugendalter natürlich auch Provoka-
tion. Der Diskurs um religiösen Radikalis-
mus macht es den Jugendlichen sehr ein-
fach. Damit können sie noch provozieren 
in einer Gesellschaft, die so individualisiert 
und pluralistisch ist. Tätowierungen sind 
mittlerweile was völlig Normales, und por-
nografische Elemente gibt es in jeder Wer-
bung. Dschihadistische Parolen hingegen 

„der probierT 
eTWas aus“
Fabian Reicher vom Verein „Back Bone“ warnt davor, 
Jugendliche als DschihadistInnen oder Neonazis zu brand-
marken, sofern diese Sympathien bekunden. Was Schule
und Politik aus den Erfahrungen der Jugendarbeit 
lernen können. 
Interview: Ali Cem Deniz
Foto: Karin Wasner

Wir brauchen 
konzepTe 

Wie
Team-Teaching.
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„Ein Drittel des Lebens der Jugendlichen spielt sich in sozialen Medien ab und trotzdem haben soziale
Medien wenig Platz an der Schule.“

Die Geschwindigkeit, mit der  Propaganda 
verbreitet wird, hat sich enorm erhöht. 
Konflikte, die eigentlich weit weg sind, sind 
direkt vor unserer Haustür. Die  neuen Me-
dien tragen sofort Bilder aus dem Krieg 
hierher. Das ist sowohl für die Jugendli-
chen als auch für uns eine Überforderung. 
Institutionen wie die Schule reagieren lang-
sam auf diese Veränderungen. Ein Drittel 
des Lebens der Jugendlichen spielt sich in 
sozialen Medien ab, und trotzdem haben 
soziale Medien wenig Platz an der Schule. 

Aus den Schulen hört man ja, dass  Lehrer 
schnell die Polizei einschalten, wenn mus-
limische Schüler sich auffällig äußern. 
An den Schulen gibt es viele strukturelle 
Schwierigkeiten. Viele Lehrer fühlen sich 
überfordert, weil sie nicht nur  unterrichten, 
sondern immer mehr erzieherische Aufga-
ben übernehmen müssen. Bei heterogenen 
Klassen mit bis zu 30 Schülern wird das 
zum Problem. Deshalb brauchen wir eine 
Bildungsreform, die Konzepte wie „Team-
teaching“ einführt. Wir bei der Jugendar-
beit sind ja nie allein. Wir arbeiten in einem 
Team, und für mich wird die Arbeit ein-
facher, wenn ich weiß, dass ich mich auf 
die Kollegen verlassen kann. In der Schule 
ist das nicht immer so. Der mediale Diskurs 
über Radikalisierung erzeugt viel Angst. In 
dieser Atmosphäre glauben Lehrer schnell, 
dass sie mit ihren pädagogischen Ressour-
cen am Ende sind. Ganz viele Probleme, 
die beispielsweise mit familiären Schwie-
rigkeiten zu tun haben, werden gleich mit 
Extremismus assoziiert. 

Was können Schulen und die Politik aus 
eurer Erfahrung in der Jugendarbeit 
 lernen?
Man kann sich aus unserer Arbeit ganz 
viel abschauen in puncto Haltungen und 
Wertschätzungen. Uns ist egal, wer wo her-
kommt, wir behandeln alle gleich. Wir sind 
offen für die Themen und Interessen der 
Jugendlichen. Wir arbeiten ressourcen-
orientiert. Das heißt, wir versuchen sie in 
ihrem Können zu unterstützen und nicht 
ihre Schwächen auszumerzen. Das Schul-
system muss sich auf die individuellen 
 Stärken und Interessen der Jugendlichen 
einlassen.

sind inzwischen die ultimative Provokati-
on. Das ist sehr lustvoll, denn wenn die Ju-
gendlichen erkennen, dass sie in der Ge-
sellschaft Angst auslösen können, sehen sie 
sich in einer Machtposition. Wir haben kei-
ne Angst vor ihnen. Wir kennen sie und 
unterscheiden zwischen jugendadäquater 

Provokation und echten Krisen, und wir 
versuchen ihnen alternative Möglichkeiten 
zu zeigen, mit denen sie ihre Bedürfnisse 
befriedigen können. 

Muss die Gesellschaft lernen, mit diesen 
neuen Provokationsformen umzugehen? 
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O b im privaten Gespräch oder im 
öffentlichen Raum, Extremismus 
gerät schnell zur politisch aufgela-

denen Projektionsfläche. Veranstaltungen 
wie die erste PEGIDA-Demo in Wien, bei 
der es offensichtlich zu Verstößen gegen 
das Verbotsgesetz kam, belegen das. Das-
selbe gilt für die „Patriotischen Europäer“ 
selbst: Sie stilisieren sich zu besorgten Va-
terlandsverteidigern und orten Extremis-
mus lieber als Gefahr der „Anderen“, etwa 
indem sie von der Terrorgruppe „Islami-
scher Staat“ auf Muslime schließen. Dass 
Extremismus kaum jemals unpolitisch 
besprochen wird, zeigt auch die Debatte 
um den neuen Roman von Michel Hou-
ellebecq, „Unterwerfung“, der am Tag des 
„Charlie Hebdo“-Massakers erschienen ist. 
Darin beschreibt Houellebecq den Wahl-
sieg einer französischen Version der „Isla-
mischen Bruderschaft“ in naher Zukunft, 
die daraufhin mitten in Frankreich die 
Scharia einführt. Was in der öffentlichen 
Kritik aber ausgeklammert wird, ist, dass 
Houelle becqs vermeintliche Islamophobie 
vor allem eine Satire auf Frankreichs Intel-
lektuelle ist. Houellebecq skizziert darin die 
Bedrohung durch eine pseudointellektuelle 
Linke, die sich gern als kritischere Alter-
native zur neuen Rechten inszeniert, aber 

sich bei der nächstbesten Gelegenheit selbst 
 einer Autokratie in die Arme wirft. 
Angesichts der Ideologisierung realpoli-
tischer Probleme ist ein gewisser Pragma-
tismus wichtig. Denn unabhängig davon, 
wie real eine Bedrohung auch sein mag – 
die Ängste davor sind es immer. Und damit 
auch das Bedürfnis nach Aufklärung, Ver-
mittlung, Entwarnung.

Extremismus als Provokation
Nun soll das die neu geschaffene „Bera-
tungsstelle Extremismus“ leisten, die im 
vergangenen Dezember im Bundesministe-
riums für Familien und Jugend eingerich-
tet wurde. 115 Mal wurde das Angebot in 
den ersten 50 Tagen bereits genutzt, erzählt 
eine der Beraterinnen. Die Hotline „rich-
tet sich an Angehörige und Multiplikatoren 
wie Lehrerinnen, Betreuer und alle, die den 
Verdacht haben, dass sich ein Kind einer 
extremistischen Gruppe angeschlossen ha-
ben könnte oder mit einer sympathisiert“. 
Dabei werde absichtlich nicht zwischen un-
terschiedlichen Formen von Extremismus 
unterschieden: „Unsere Definition ist oft 
eine andere als die der Anrufer. Egal ob es 
um Rechtsextremismus oder Dschihadis-

mus geht – wir versuchen, den Begriff be-
wusst so breit wie möglich zu verstehen.“ 
Damit arbeitet die Beratungsstelle der In-
strumentalisierung ihres Angebots so gut 
wie möglich entgegen. 
Ins Leben gerufen wurde die Hotline von 
Familienministerin Karmasin als „Präven-
tions- und Informationsoffensive“. Die Fra-
ge, in welchem Maß Extremismus, etwa in 

Form von Dschihadismus, tatsächlich eine 
Bedrohung in der westlichen Welt darstellt 
– in den USA stehen die Chancen höher, 
durch ein Kleinkind mit Waffe zu sterben 
–, lässt sich nicht ohne Weiteres beantwor-
ten. 
Auch für Verena Fabris, Leiterin der Bera-
tungsstelle Extremismus, ist die Antwort 
nicht so eindeutig. „Extremismus ist ein 
ernst zu nehmendes Phänomen. Ich glaube 
aber, dass es immer schon Formen von Ex-

keine  
polizei- 
meThoden
Seit Dezember hat Österreich eine 
Beratungsstelle für Extremismus. 
Sie wurde im Familienministerium
eingerichtet. Populismus oder 
wirkungsvolle Maßnahme?
Text: Markus Lust

glaube nichT, dass die 
gefahr grösser isT als 

in den 70er jahren. 
verena fabris
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Hotline für Extremismus: Sich fremdfühlen ist 
oft eine Ursache.

tremismus gegeben hat“, ergänzt sie. „Man 
muss auch differenzieren: Gerade in der Ju-
gend ist es wichtig, radikale Ansichten zu 
vertreten. Ich glaube nicht, dass die Gefahr 
heute größer ist als etwa in den 70er-Jah-
ren. Die mediale Aufmerksamkeit macht 
auch immer etwas mit einem Thema. Vor 
einigen Jahren hieß es zum Beispiel, dass 
alle Jugendliche Komatrinker seien.“
Wichtig sei vor allem, Ursachen zu ver-
stehen und nicht Auswirkungen abzuur-
teilen, so Fabris: „Der religiöse Extremis-
mus unter Jugendlichen ist vor allem eine 
Form, sich von den Eltern abzugrenzen. Er 
ist heute die größtmögliche Provokation.“ 
Um Einzelfälle bestmöglich zu behandeln, 
war es Fabris wichtig, dass die Beratungs-
stelle nicht dem Innenministerium unter-
stellt ist und „keine Sicherheitsbehörde“ 
darstellt – man wollte nicht mit „polizei-
lichen Methoden“ arbeiten.

Ursachenforschung ist angesagt
Konkret beginnt die Arbeit der Beratungs-
stelle Extremismus meistens mit einem An-
ruf bei der Hotline 0800/20 20 44, danach 

folgt häufig ein Erstgespräch. „Oft ist es 
auch schon hilfreich, Tipps zu geben. Wir 
kooperieren auch mit der Kinder- und Ju-
gendanwaltschaft und NGOs, können auch 
an Therapeuten weitervermitteln“, erklärt 
eine andere Beraterin. Es soll möglichst 
unbürokratisch vorgegangen werden. Man 
setzt auf Multimodalität und Flexibilität.
Je weniger im Vorfeld kategorisiert wird, 
umso besser, denn: „Extremismus hat oft 
nur an der Oberfläche mit Religion zu tun. 
Wir haben die Erfahrung gemacht, dass der 
Faktor des Fremdfühlens oft ein Grund für 
Extremismus ist.“ 
Unter den ersten 115 Fällen gab es drei, bei 
denen mit Einverständnis der Angehörigen 
der Verfassungsschutz verständigt wurde. 
„In einem Fall war die Tochter zum Islam 
konvertiert, hatte gegen den Willen der El-
tern einen IS-affinen Salafisten geheiratet 
und stand kurz vor der Ausreise. Das Mäd-
chen hat schließlich sogar den Ausstieg aus 
der Szene geschafft“, erzählt Fabris. 
Zum Ausstiegsprogramm gehört, dass die 
Bedürfnisse, die Extremismus stillt, durch 
etwas anderes ersetzt werden. Ursachenfor-
schung statt polemischer Debatten sei hier 
angesagt. 
„Betroffene Jugendliche haben häufig Aus-
grenzungserfahrungen gesammelt. In eini-
gen Fällen meinten die Eltern: ‚Du liest den 
Koran jetzt nicht mehr.‘ Hier versuchen wir 
auch, die Angst vor der Religion zu neh-
men.“
Ob die Beratungsstelle für Extremismus, 
die sich laut Fabris am deutschen Vorbild 
orientiert, dafür der richtige Ort ist, wird 
sich weisen. Auch wenn man in deren Ein-
richtung eine populistische Maßnahme 
orten kann, die Familienministerin setzt 
damit immerhin auf ein Signal gegen ge-
sellschaftliche Ausgrenzung – während die 
Innenministerin einen scharfen sicherheits-
politischen Kurs fährt und nach Kampf-
hubschraubern verlangt und selbst mit der 
Abschaffung der unabhängigen Rechtsbe-
ratung für AsylwerberInnen noch punk-
ten will.
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I ch arbeite im fünften Jahr als isla-
mischer Religionslehrer an Oberstu-
fenrealgymnasien in Wien. Eigentlich 

müsste es heißen: „arbeitete“. Warum, 
das möchte ich Ihnen erzählen: Da ich 
im Sommer neu an diese Schule kam, 
stellte ich mich allen Kolleginnen und 
Kollegen vor. Keine so gute Idee, denn 
ich traf den Schulpsychologen. Er fragte 
mich gleich, ob ich der neue islamische 
Religionslehrer sei. Er müsse unbedingt 
mit mir reden. Als ich fragte: „Worü-
ber?“ erhielt ich nur die Antwort: „We-
gen häuslicher Gewalt.“ Aha, dachte ich. 
Ich bin aber islamischer Religionslehrer 
und kein Sozialpädagoge oder Psycholo-
ge. Der Hintergrund war wohl der, dass 
der Stadtschulrat im Sommer die Devi-
se ausgab, SchülerInnen mit radikalen 
Tendenzen zu melden und bei Muslimen 
ganz besonders auf häusliche Gewalt zu 
achten. Klar! Bei Christen würde sowas 
ja nie vorkommen. Als es sich herum-
sprach, dass ich der Neue bin, blieben 
mir unzählige Kommentare nicht erspart. 
Eine Kollegin sprach mich aus heiterem 
Himmel darüber an, dass sie gegen das 
Kopftuch sei, da sie Uniformierungen 
prinzipiell ablehne. Einmal saß ich am 
Tisch und aß eine Käsesemmel. Eine an-
dere Kollegin war sich nicht zu schade, 
mir unaufgefordert einen kleinen Vortrag 
zu halten, in dem sie das Kopftuch mit 
dem Hakenkreuz verglich. Weitere Einzel-
heiten dieser Analogie möchte ich Ihnen 

ersparen, am Ende hieß es nur knapp: 
„Brauchen wir beides nicht!“
Nennen Sie mich nun ruhig naiv, aber 
ich wusste einfach nicht, wie ich damit 
umgehen soll. Also sagte ich erst mal 
nichts. Die Wochen vergingen und ich 
wurde von KollegInnen auf SchülerInnen 
angesprochen, ob nicht doch jemand ra-
dikale Ansichten hätte. Ich bin zwar isla-
mischer Religionslehrer, aber kein Kultur-
anthropologe. Egal woher ein/e Schüler/
in auch kommen mag, von Marokko über 
Albanien, Tschetschenien bis nach Afgha-
nistan – Immer werde ich gefragt: „Was 
ist mit ihm, mit ihr los?“ Keine Ahnung! 
Meine lieben KollegInnen: Ihr kennt die-
se Menschen länger und besser als ich, 
warum fragt ihr ausgerechnet mich? 

Von schülerinnen
Nun habe ich auch mit den SchülerInnen 
gesprochen und interessantes erfahren. 
Eine Kollegin habe eine Schülerin mit 
Verschleierung als Gespenst bezeichnet. 
Ein Schüler berichtete mir, dass ein Leh-
rer in die Klasse kam und ihnen anbot, 
einen Witz zu erzählen. Die SchülerInnen 
waren natürlich begeistert, da dieser 
Lehrer ansonsten seinen Humor zu Hau-
se vergisst. Der Witz ging so: „Was ist 
der Unterschied zwischen Juden und Tür-
ken? Die Juden haben es schon hinter 
sich.“ Ein Witz auf der Höhe der Zeit: 
sowohl interreligiös als auch interkultu-
rell. Ein anderes Mal forderte eine Leh-

rerin eine Schülerin auf, ihr Kopftuch ab-
zunehmen, weil dieser warm war und sie 
das Fenster öffnen wollte. Einen Schü-
ler, der einen ägyptischen Hintergrund 
hat, eröffnete die Lehrerin, dass bei ih-
nen (also in Ägypten) sowieso 50 Pro-
zent der Frauen verstümmelt seien. Da-
ran ist wohl auch der Schüler schuld. 
Ich informierte die Schuldirektorin über 
diese Vorkommnisse. Sie erwähnte das 
in einer Konferenz, in der ich nicht an-
wesend war.

Die „Experten“
Das Kopftuch ist immer wieder ein The-
ma und bestimmte ProfessorInnen sind 
sich nicht zu schade, dieses Thema stän-
dig anzusprechen. Egal welches Fach sie 
auch unterrichten. Einmal sprach ich ei-
nen dieser Kopftuchexperten an, da es 
einigen Schülerinnen unangenehm ist, 
wenn man sie ständig darauf hinweist 
und sagt, dass es doch keine religiöse 
Pflicht sei und der Koran dies nicht ver-
lange. Das ist auch so eine Sache: Leh-
rerInnen palavern über Verse im Koran, 
als hätten sie an der al-Azhar Universität 
Koran-Exegese studiert. Vielleicht haben 
sie auch einen Kurs in der Volkshoch-
schule darüber absolviert, da der Islam 
ja mittlerweile ein topaktuelles Thema 
ist. Nun antwortete der Lehrer, dass das 
Kopftuch ja schließlich ein Symbol sei 
und wer es trage, müsse, vor allem als 
Schülerin in der Oberstufe, auch in der 

kLimaschäDen

Warum ich nicht mehr 
arbeiten kann
Verbale Übergriffe gegen SchülerInnen und islamophobe Äußerungen von
KollegInnen. Wie mein Alltag als islamischer Religionslehrer an einem
Gymnasium in Wien aussieht. 

eIn beRIcht Von MuRAt hIRSeKoRn
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Lage sein, das zu erklären. Ach so ist 
das! Ich dachte hier gibt es Religionsfrei-
heit und Menschen müssten sich nicht 
ständig rechtfertigen. 

Überall Radikale
Ein Lehrer fragte mich, ob ein Schüler 
radikal sei. Er hatte ihn nach den Atten-
taten in Paris angesprochen und natür-
lich auch das Kopftuch wieder thema-
tisiert. Der Schüler gab folgendes von 
sich: „Wenn im Gazastreifen 2.000 Palä-
stinenser sterben gibt es keine Solidari-
tätsbekundung und es gibt auch Musli-
minnen die freiwillig die Burka tragen.“ 
Über diese Aussage lässt sich sicherlich 
diskutieren, aber er ist doch nicht ra-
dikal aufgrund dieser Bemerkung. Als 
ich später im Konferenzzimmer mit ei-
ner Kollegin und einem Kollegen allein 
war, wurde wieder die angebliche Aus-
sage eines Schülers zum Thema. Kei-
ner von uns hatte es persönlich gehört. 
Egal, aus dem Kollegen brach heraus, 
was sich angestaut hatte: „Diese ge-
waltverherrlichenden Stellen im Koran… 
wir wissen ja nicht, was in den Schü-
lern vorgeht… sie werden in Moscheen 
radikalisiert.“ Der Hass, mit dem er das 
vortrug, erschreckte mich. Die Kollegin 
setzte nahtlos fort: „Ja, und da gibt es 
eine Moschee am Westbahnhof… Dort 
gibt es einen Mann mit Bart und Kap-
pe, der ist bestimmt Salafist...“ Also 
ich selbst kannte diese Moschee nicht 
und war verwundert, woher sie ihre de-
taillierten Kenntnisse hatte. Könnte sie 
überhaupt zwischen einem türkischen 
Sufi, einem Afghanen oder einem Pakis-
taner unterscheiden?
Auch durfte ich mir eine Erklärung an-
hören, warum Schweinefleisch im Islam 
verboten ist. Schweinefleisch hält sich 
ja nicht lange, die Muslime hatten kei-
ne Kühlschränke, usw. Ich dachte, Fisch 
verdirbt auch recht schnell, ist aber nicht 
verboten, schon mal darüber nachge-
dacht? Kein Versatzstück der „Islam-Dis-
kussion“ wurde ausgelassen: Der Islam 
müsse sich endlich modernisieren und 

einen Papst bräuchten wir auch. Wir sind 
also so rückständig, dass man uns das 
System der katholischen Kirche als fort-
schrittlich anpreist? 

Der stadtschulrat
Die zuständige Stelle für eine Beschwer-
de wäre wohl der Stadtschulrat. Doch 
genau von dort kam die Anweisung, 
SchülerInnen mit radikalen Tendenzen zu 
melden. Kurse sollen die Lehrer darüber 
informieren, was denn überhaupt unter 
radikal zu verstehen ist. Ein Fachmann 
schwadronierte über bestimmte Begriffe, 
die von Radikalen bzw. angehenden Ra-
dikalen häufiger ausgesprochen werden: 
„Inschaallah, Maschaallah, Subhanal-
lah, Astagfirullah“ und „Yani“. Tatsäch-
lich werden die ersten vier Wörter von 
allen Muslimen verwendet, auch mehr-
mals täglich. Der letzte Begriff bedeu-
tet so viel wie „also, das bedeutet“ und 
hat sich in verschiedenen muslimischen, 
nicht-arabischen Kulturen von der Türkei 
bis Pakistan durchgesetzt. Würden die 
LehrerInnen alle SchülerInnen melden, 
die diese Wörter aussprechen, wären sie 
wohl selbst bald arbeitslos...
Nun lag im Konferenzzimmer eine Liste 
für einen Kurs über Extremismus-Prä-
vention aus, in die sich die Professo-
rInnen eintragen können. Eine Kollegin 
hielt mir die Liste unter die Nase: „Hier 
schau mal, das ist doch was für dich.“ 
„Nee, ist nichts für mich.“ „Aber du und 
dein Fach, das passt doch.“ „Ich habe 
wirklich kein Interesse.“ „Warum blockst 
du denn bei dem Thema immer so ab?“ 
Was will sie mir sagen? Meine, also die 
muslimischen SchülerInnen, sind am 
ehesten gefährdet? Ich empfinde es aber 
als verletzend, dass man sie als poten-
tielle Attentäter hinstellt. Ständig muss 
man sich rechtfertigen. Während nie-
mand zu einem Deutschlehrer gehen und 
sagen würde: „Schau mal. Du hast doch 
Germanistik studiert und kennst dich aus 
mit den Deutschen. Warum hat der NSU 
die ganzen Ausländer umgebracht? Erklär 
mir das alles.“ Wenn es Orte gibt, an 

denen muslimische Jugendliche radika-
lisiert werden, dann sind das nicht nur 
Moscheen, sondern auch Schulen. Wenn 
man jungen Menschen ständig deren An-
dersartigkeit vorhält, ihnen das Gefühl 
gibt, nicht dazu zu gehören, dann ist das 
keine Integration. Anstatt Kurse für Ex-
tremismus-Prävention sollten welche ge-
gen Vorurteile über Islam und Muslime 
angeboten werden. 

Die atmosphäre
Nach den Anschlägen in Paris wurden 
Karikaturen im Stiegenhaus der Schule 
aufgehängt. Als eines dieser Bilder he-
runterfiel, rief der beaufsichtigende Leh-
rer nicht etwa: „Was ist passiert, ist je-
mand verletzt?“ sondern: „Wer war 
das?“. Glaubt er wirklich, dass ein mus-
limischer Schüler seine Kunstwerke ver-
nichten wollte? Anscheinend ja. Die ge-
samte Atmosphäre ist so vergiftet, dass 
ein Lehrer, als SchülerInnen vor der 
Schule einen Silvesterkracher in einen 
Mistkübel werfen, nach der Polizei ruft. 
Er glaubt, sie hätten das wegen der Ka-
rikaturen, die in der Schule aushängen, 
getan. Paranoia? 
Ich sage nicht, dass alle KollegInnen 
an dieser Schule so sind. Aber auch so 
empfand ich es schlimm genug. Mir tut 
es vor allem um die SchülerInnen leid, 
die solche Erfahrungen machen müssen. 
Und ich bitte alle um Verzeihung, falls 
ich ihnen Unrecht angetan haben sollte. 
As-SalamuAlaykum. 

PS: All das hat mich so stark belastet, 
dass ich momentan im Krankenstand 
bin. Um genau zu sein, handelt es sich 
um eine Belastungsreaktion mit beglei-
tenden Burnout-Elementen und Panikat-
tacken. Danke!

Die lange Version ist auf der Website 
des Netzwerks Muslimische Zivilgesell-
schaft nachzulesen.
www.dieanderen.net
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kopfTuch, 
kippa und 
kreuz
Wenn es um Themen der Religionsaus-
übung geht, geraten Muslime und 
Juden oft gleichermaßen unter Be-
schuss. Imam Ramazan Demir und 
Rabbiner Schlomo Hofmeister im Ge-
spräch über Österreich und Schweine-
fleisch, Kreuze und Fundamentalismus.
Interview: Alexander Pollak, Gunnar Landsgesell 
Fotos: Magdalena Blaszczuk

MO: Die religiöse Praxis von Juden wie 
auch Muslimen ist immer wieder Thema 
öffentlicher Diskussionen, etwa als ein 
Kölner Gericht 2012 die Beschneidung 
von Buben für strafbar erklärte. Die Dis-
kussion setzte sich auch in Österreich 
fort. Löst so etwas ein Gemeinschaftsge-
fühl zwischen Juden und Muslimen aus?
Hofmeister: Jein. Also ich glaube nicht, dass 
nur die gemeinsame Gegnerschaft bei An-
griffen auf religiöse Riten verbündet. Es gibt 
doch positive Dinge zwischen Judentum 
und Islam, die eine Gesprächsbasis schaffen.
Demir: Ich denke schon, dass das verbindet, 
wenn in der muslimischen Community da-
rüber berichtet wird, dass auch die Juden 
die Beschneidung haben oder dass auch 
die Juden darauf achten, wie sie ihr Fleisch 
schächten.

In der Praxis ist es so, dass Muslime wie 
auch Juden jeweils ihren eigenen Ritus 
verteidigen. Wäre das nicht Anlass für 
eine strategische Allianz?
Demir: Ich bin den Juden schon dankbar. 
Weil es eine Art Schutz für uns darstellt, 

wenn wir bei Angriffen der Bevölkerung 
darauf sagen können: Schaut her, so wie im 
Judentum ist das auch im Islam eine Pflicht. 
Dann wird eher nicht mehr weiter nachge-
hakt. Also ich muss schon sagen, Schlomo, 
da bin ich euch dankbar (lacht).
Hofmeister: Wobei ich glaube, dass wir 
quantitativ eher von euch geschützt werden. 
Demir: Okay! Wir haben zirka 600.000 
Muslime in Österreich und ich glaube 
6.000 Juden. Oder mehr?
Hofmeister: Wir haben 8.000 Gemeinde-
mitglieder. Aber natürlich, das Judentum 
ist die älteste Religion Europas und hat da-
mit  einen anderen Anspruch auf Bewah-
rung ihrer Religionsrechte als der Islam, 
der doch relativ neu dazu gekommen ist. 
Bestimmte Riten, die zur Religionsaus-
übung im Islam gehören, wären eventuell 
noch stärker unter Beschuss, wenn sie nicht 
auch im Judentum vertreten wären. 

Debatten wie diese werden oft politisch 
benutzt, um Fronten zu schaffen. Die 
FPÖ hat etwa das Schweinefleisch zum 
österreichischen Kulturgut erhoben und 

gemeint, wenn in Schulen und Spitälern 
kein Schweinefleisch mehr serviert wird, 
dann geht ein Stück Österreich verloren. 
Sehen Sie Schweinefleisch auch als ein 
öster reichisches Kulturgut?
Hofmeister: Nein. 
Demir: Ich kenne viele „waschechte Öster-
reicher“, die Vegetarier oder Veganer sind. 
Also, ich meine, das ist doch Propaganda, 
zu sagen: Wer Schwein isst, gehört zu uns. 
Hofmeister: Die Frage stellt sich, was eigent-
lich österreichisch ist? 

Anders gefragt: Stört es Sie, wenn in 
Öster reich Schweinefleisch gegessen wird? 
Demir: Definitiv nicht. Warum denn? 

Das unterstellt die FPÖ. Sie behauptet, 
Muslime sind beleidigt, wenn irgendwo 
Schweinefleisch serviert wird.
Hofmeister: Vielleicht wenn ihnen selbst 
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Schweinefleisch serviert wird. 
Demir: Nicht einmal dann wäre jeder gleich 
beleidigt. Dann würde man erstmal da-
rauf aufmerksam machen, dass wir kein 
Schwein essen. 

Wie verhält sich das mit Kreuzen in 
Schulklassen, um noch einmal die FPÖ 
zu zitieren. Stören Sie die?
Hofmeister: Ich würde so sagen. Wenn von 
Seiten der säkularen Kritiker Religionssym-
bole in Klassenzimmern kritisiert werden, 
ist das schon berechtigt. Inwieweit hat ein 
religiöses Symbol, staatlich verordnet, dort 
seine Berechtigung? Zudem in einem mul-
tikulturellen Land? Wenn ein Individu-
um seine religiösen Symbole trägt, egal ob 
Kopftuch, Kippa oder Kreuz an der Kette, 
ist das privat. Wenn der Staat es verordnet, 
dann darf man das hinterfragen. Aber es 
scheint hier in Österreich einfach dazuzu-

gehören. Es gibt jedenfalls keinen Juden 
und, ich glaube auch keinen Moslem, der 
sich weigert, ein Spitalszimmer zu betreten 
oder der sein Kind an eine andere Schu-
le schickt, weil dort ein Kreuz hängt. Aber 
klar ist auch: Eine Staatsreligion gibt es in 
Österreich nicht – hat es auch nie gegeben. 

Sowohl Judentum wie auch Islam sind 
Religionen, die teils sehr orthodox oder 
radikal gelebt werden. Dazu zählt auch, 
dass das Geschlechterverhältnis sehr klar 
geregelt ist, dass in bestimmten Situa-
tionen Männer und Frauen getrennt sein 
sollen. Wie gehen Sie mit sehr ortho-
doxen Strömungen um?
Hofmeister: Wenn etwas zum Tabu inner-
halb einer Religion gehört, dann betrifft es 
die Religion selbst. Darüber müssen sich 
diejenigen nicht mokieren, die es nichts 
angeht. Als Beispiel: Wir bekommen sehr 

oft die Anfrage von besorgten Mitbürgern, 
die sich darüber wahnsinnig aufregen, dass 
in der Synagoge Männer und Frauen beim 
Gebet getrennt sitzen. Es betrifft sie nicht. 
So lange die jüdischen Frauen und Männer 
damit einverstanden sind – und ich kann 
Ihnen einige Dutzend sehr emanzipierter 
jüdischer Damen nennen, die das  genauso 
möchten –, so lange ist das auch so. Was 
also stört es den österreichischen Mitbür-
ger, wenn andere österreichische Mitbürger 
jüdischen Glaubens im Sommer mit Pelz-
mützen rumlaufen? Er muss es ja nicht ma-
chen. Wir sollten uns darüber einig sein, 
dass man es jeder Religion selbst überlassen 

muss, inwieweit sie sich aufklären, säkulari-
sieren und assimilieren lassen möchte. 
Demir: Nur mal kurz zum Begriff radikal, 
den Sie in Ihrer Frage verwenden. In der 
Bevölkerung glaubt man da sofort, jetzt 
geht es um Fundamentalisten. Aber ich 
weiß, Sie meinen radikal in religiöser Hin-
sicht, als Lebensführung. Natürlich gibt es 
diese Pluralität. Es gibt sowohl Juden als 
auch Muslime, die ihre Religion richtig 
ausleben wollen. Also bei uns gibt es Sufis, 
die sagen „Friede durch die Mystik“, und 
wir haben Salafisten, die nicht zu den radi-
kalen Fundamentalisten gehören. Das Wort 
Salaf bezieht sich ja auf die Generation, die 

Demir: Das ist doch Propaganda, zu sagen: Wer Schwein isst, gehört zu uns. 
Hofmeister: Die Frage stellt sich, was eigentlich österreichisch ist? 
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Frauen die Hand geben, im osteuropäischen 
Judentum war es nicht gestattet, also ein 
Tabu. Seit dem Ende der Shoa hat sich im 
Prinzip die osteuropäische Ansicht durch-
gesetzt. Das hat verschiedene Gründe. Aber 
jene westeuropäischen Meinungen in der 
rabbinischen Literatur, wonach Männer und 
Frauen sich die Hand zur Begrüßung geben 
dürfen, weil es eine rein soziale Konvention 

ist und das Verbot des Körperkontakts hier 
nicht gegeben ist, sind nicht weniger religi-
ös. Grundsätzlich würde ich aber zu dieser 
Debatte die Frage stellen: Was ist respekt-
loser, wenn man die religiösen Gefühle des 
anderen nicht respektiert oder wenn man 
soziale Konventionen missachtet?

Die Debatte läuft oft über „Vorrechte“: 
Wir waren zuerst da …
Hofmeister: Das sind wir wieder bei die-
ser Debatte. In dem Moment, wo jemand 
hier geboren ist, hier aufgewachsen ist, ist 
das sein Zuhause. Er gehört hier genauso 
hin wie die anderen. Das berechtigt nicht 

die Majorität, die anderen in privaten An-
gelegenheiten zu dominieren. Im Übrigen 
gab es schon tausend Jahre, bevor es mehr-
heitlich christlich war, Juden in  Österreich. 
Dennoch kämen wir nie auf die Idee zu 
 sagen, wir waren zuerst da …

Es wird in letzter Zeit vermehrt von 
Angriff en auf Frauen, die Kopftuch tra-
gen, berichtet, auch von antisemitischen 
 Attacken. Ist es derzeit eigentlich mög-
lich, in  Österreich ein unbehelligtes 
 Leben zu führen?
Demir: Also ich merke im ständigen Kon-
takt mit muslimischen Jugendlichen, dass 
es mehr Angst gibt. Frauen, die ein Kopf-
tuch tragen, haben wirklich Angst, nachts 
allein hinauszugehen. Gestern wurde be-
richtet, dass drei Muslime in den USA getö-
tet wurden, von einem Atheisten. In Wien 
wurden Moscheen mit Hakenkreuzen be-
schmiert. Das spricht sich herum. Also, es 
ist nicht mehr so wie früher. Zu meiner Zeit 
hat man gesagt, es gibt ein Leben vor dem 
11. September und eines danach. Jetzt gibt 
es ein Leben vor dem IS und eines danach. 
Hofmeister: Also ich kann das durchaus 
äquivalent übersetzen. Die Unbeschwert-
heit ist durch die jüngste Entwicklung 
sicherlich etwas genommen. Und das be-

nach dem Propheten gelebt hat. Das heißt, 
nicht jeder, der kommt und sagt, ich bin 
ein Salaf, ist radikal. Das muss man auch 
erst mal verstehen. Das Wissen von Außen-
stehenden ist leider oft sehr gering.

Die jüngste Debatte hat sich an einem 
Schulthema entzündet. Es soll vorgekom-
men sein, dass Eltern LehrerInnen nicht 
die Hand geben wollten, was als Mangel 
an Respekt verstanden wurde. 
Demir: Nein, das hat nichts mit mangeln-
dem Respekt zu tun. Wenn eine musli-
mische Frau in die Schule kommt, und 
der Lehrer streckt ihr die Hand entgegen, 
sie aber sagt, ich darf es nicht, wegen mei-
ner Religion, dann ist das doch zu respek-
tieren. Auch in Japan geben sich Männer 
und Frauen nicht die Hand. Aber wir er-
leben auch Entwicklungen. Viele Muslima 
oder Muslime geben mittlerweile auch die 
Hand. Ich tu’s ja auch. Weil ich genau weiß, 
der andere kennt das nicht. Das hat auch 
etwas mit Empathievermögen zu tun. Aber 
ein bisschen Empathie erwarte ich auch 
von der anderen Seite. 
Hofmeister: Die Frage lässt sich auch im 
euro päischen Judentum an zwei Grundströ-
mungen ablesen: Im westeuropäischen Ju-
dentum war es üblich, dass sich Männer und 

Ein bisschen Empathie erwarte ich von der Mehrheitsgesellschaft auch. Ramazan Demir

es gibT für muslime ein 
leben vor dem is  

und eines danach.
ramazan demir
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Gemeinsamkeiten betonen: Im vergangenen Dezember reisten der Imam und der Rabbiner zusammen nach Istanbul, Israel und die palästinensischen 
Gebiete und sorgten für Irritationen. Die Medien berichteten.

trifft sowohl den von radikalen Islamisten 
ausgehenden Antisemitismus als auch den 
der Bürgerlichen, die einerseits die Islamo-
phobie predigen, aber andererseits mit ih-
rer Islamophobie alles meinen, was nicht im 
eigenen Konzept liegt. Das heißt, alle Min-
derheiten, alle Kulturen, die scheinbar für 
jene Ewiggestrigen nicht ins Konzept pas-
sen. Im Fall der PEGIDA-Demonstrationen 
in Deutschland ist zwar nicht jeder ein Fa-
schist, der sich auf die Straße treiben lässt. 
Aber es hat sich gezeigt, dass die, die dahin-
ter stehen, sehr wohl dem extrem rechten 
Spektrum angehören. Sie sagen heute, wir 
sind gegen Muslime, und morgen werden 
sie sagen, sie sind gegen andere Minoritäten. 
Also sitzen wir insofern in einem Boot. 

Wundert es Sie eigentlich, dass inzwi-
schen das Judentum in das Abendland 
einverleibt wurde? Es wird jetzt oft vom 
„christlich-jüdischen Abendland“ gespro-
chen in Abgrenzung zum „nichtabend-
ländischen“ Islam.
Hofmeister: Den Begriff „christlich-jüdi-
sches Abendland“ empfinde ich persönlich 
als Anbiederung. Seit der Zeit der Kreuz-
züge wurde im Namen des christlichen 
Abendlandes das Judentum  abgeschlachtet. 
Und jetzt, nach der Shoa, ist es auf einmal 

das „christlich-jüdische Abendland“? Ich 
habe ein Problem schon mit dem Begriff 
„Abendland“. Weil allein dieser Begriff 
Konnotationen beinhaltet, die mit einem 
toleranten Miteinander unvereinbar sind. 

Herr Demir, spielt das Thema Antisemi-
tismus in Ihrer Arbeit mit Muslimen eine 
Rolle?

Demir: Ich würde sagen, es gibt schon eini-
ge, die aufgrund der Israel-Politik antise-
mitisch sind. Auf die Welt bezogen gibt es 
viele, die antisemitisch sind, weil sie Israel 
mit dem Judentum gleichsetzen. Viele heißt 
aber nicht die meisten.
Hofmeister: Es sind zu viele, aber nicht die 
meisten.
Demir: Der Konflikt im Nahen Osten ist 
zweifellos ein großer Faktor. Ein Beispiel: 
Nach dem Angriff auf die internationale 
Hilfsflotte vor Israel, wo neun Menschen 
einfach erschossen wurden, hat man das 
in der Türkei tagtäglich ausgestrahlt. Und 
dann hatte ich in einer meiner Schulklassen 

eine Schülerin, die gesagt hat: Ach, das sind 
diese Juden. Da habe ich gesagt: Stopp! Das 
war die Armee, von mir aus der Staat, aber 
es waren nicht „die Juden“. Ich gehe dann 
in meinem Unterricht ganz bewusst immer 
wieder auch auf das Gemeinsame mit dem 
Judentum und auch mit dem Christentum 
ein. Nur so schaffen wir ein Miteinander, 
einen Zusammenhalt. 

Herr Hofmeister, gibt es eine  Diskussion 
über Muslime auch in der jüdischen Ge-
meinde? Etwa über einen Generalver-
dacht gegen Muslime? 
Hofmeister: Wenn man von Menschen hört, 
die im Namen ihrer Religion andere Men-
schen töten, dann macht das Angst. Wenn 
man sich nicht näher auskennt, denkt man: 
Na ja, wenn das die Religiösen  dieser Reli-
gion sind, dann wird das schon die  Religion 
sein, die das rechtfertigt. Und  natürlich 
muss man diskutieren, ob der Islam  jenen 
Extremisten die Möglichkeit bietet, als 
 Argument für Terrorismus herzuhalten. 
Das scheint so von außen. Tatsächlich kann 
man den Koran – aus Unwissenheit – zer-
pflücken und aus Passagen Gewaltrechtfer-
tigungen ableiten. Das Gleiche kann man 
aber auch mit der christlichen Bibel und 
mit der jüdischen Thora machen. 

man kann den koran 
zerpflücken - Wie die 
bibel oder die Thora.
schlomo hofmeisTer
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„Krawalle, Unruhen, Einschränkungen der 
Grundfreiheiten, Terroranschläge, Zwangs-
verheiratungen, Zwangsbeschneidungen, 
Schlägereien auf Schulhöfen, Bedrängung 
von deutschen Minderheiten, von deutsch-
sprachigen Minderheiten, all das sind die 
Früchte dieser Massenzuwanderung.“

 „Unsere Kultur, unsere Heimat ist in Ge-
fahr! Und wir wollen gemeinsam ein Zei-
chen setzen, dass wir weiterhin Herr im 
eigenen Haus bleiben wollen, jetzt und in 
Zukunft.“

 „Ich sag immer, das Gegenteil von Gut-
menschen sind wir, die guten Menschen, 
die’s wirklich gut meinen und auch das 
Gute wollen. Gutmenschen leben und pre-
digen falsche Toleranz, die genau diese 
Zustände verursacht haben, wo wir jetzt 
die letzten Monate sehen mussten, dass 
hier zum Beispiel in Groß Enzersdorf ein 
neu Zugewanderter ein Kreuz abgeschnit-
ten hat.* Ja, das sind die Früchte der Gut-
menschen mit ihrer falschen Toleranz.“

„Es heißt ja immer der Islam ist per se 
friedlich und Islamisten sind diejenigen, 
die ja Öl ins Feuer gießen und den gesam-
ten Islam damit in Mitleidenschaft ziehen. 
Ich darf hier nur ein paar Zitate bringen, 
wo man zumindest einmal anfangen sollte, 
nachzudenken.“

„Ja, in Paris werden Satiriker, satirische 
Journalisten hingerichtet auf brutalste Art 
und Weise, in Österreich beginnt es schon 

Wie wird hass gegen Menschen aufgrund ihrer 
Religionszugehörigkeit geschürt? 
Auszüge einer Rede von FPÖ-bundesobmann-
stellvertreter Johann Gudenus in Groß enzersdorf wenige 
tage nach den Attentaten von Paris.

im Kleinen, da werden Kreuze niederge-
schnitten, ja, da werden schon die Kreuze 
in den Schulklassen abgehängt, da gibt es 
das Nikoloverbot in den Kindergärten, da 
werden die Weihnachtsfeiern in den Kin-
dergärten nicht mehr als Weihnachtsfeiern 
tituliert, weil es könnt ja Muslime beleidi-
gen, da gibt es in den Spitälern und in den 
Kindergärten kein Schweinefleisch mehr, 
weil auch das würde Muslime beleidigen, 
ja bitte, wo soll das ganze hinführen!?“

„Wir stehen zu unserem Brauchtum, 
wir stehen zu unserer Kultur, wir stehen 
auch zu unserer christlichen Prägung des 
Abendlandes, dazu gehört auch das Kreuz 
als Symbol. Wir lassen uns unsere Feste, 
unsere Feiertage, unsere Brauchtümer nicht 
nehmen. Nur weil sich irgendein Moslem 
beleidigt fühlt, werden wir nicht weichen. 
Wir wehren uns, wir wehren uns.“

„Wir wollen unsere Heimat schützen, es 
hat sich ja bei uns klar auch in den letzten 
Jahren auch gezeigt, eine unheilige Allianz, 
eine unheilige Allianz zwischen Islamisten, 
radikalen Moslems und selbsternannten 
Gutmenschen, Linken von Grüne, SPÖ 
oder sonstwoher.“

„Wir kämpfen an eurer Seite und wir wer-
den nicht ruhen, bis jeder Muslime, der in 
Österreich ist, sich auch hier, wenn er blei-
ben will, gerne bereit ist, anzupassen.“

„Und ich sage es zum Abschied zum wie-
derholten Male, wir sind die Guten, wir 

sind die Guten, es ist ganz einfach, ein 
Gutmensch meint’s nicht gut, macht’s auch 
nicht gut, das haben die letzten Jahre der 
Politik auch eindeutig gezeigt. Wir sind die 
Guten.“

* Der Hintergrund: Ende November 2014 
ließ ein Bewohner in Groß Enzersdorf ein 
Kreuz, das vor seinem neu erworbenen Haus 
stand,  entfernen.  Ousama El N. lebt und ar-
beitet seit 30 Jahren in Österreich, seine Kin-
der sind hier geboren. Er betont: „Ich bin 
weder praktizierender Moslem noch möch-
te ich zum  politischen Spielball werden.“ Er 
gibt an, dass er nicht gewusst habe, dass das 
Kreuz auf öffentlichem Grund stand und er 
es deshalb nicht hätte entfernen dürfen. Es 
kam zu einem Gespräch zwischen Herrn N., 
dem örtlichen Pfarrer und dem Bürgermei-
ster. Es wurde vereinbart, dass das Kreuz re-
noviert und an einer anderen Stelle in der 
Gasse wieder aufgestellt wird. Das Kreuz 
wurde bereits vor zwölf Jahren versetzt, als 
es einer Reihenhaussiedlung weichen mus-
ste. Die Kosten für die Renovierung und 
Versetzung übernimmt Herr N., der betont, 
dass er sich bei allen entschuldigen möch-
te, deren Gefühle er verletzt hat. Doch trotz 
dieser Entschuldigung und der getroffenen 
Lösung schürte die örtliche FPÖ weiter Emo-
tionen. Sie diffamierte N. als „radikalen Is-
lamisten“, schürte Hass und rief mit Unter-
stützung ihrer Bundesparteiführung am 10. 
Jänner zu einer Kundgebung zur „Erhaltung 
der österreichischen Kultur“ auf, auf der Gu-
denus seine Rede hielt. M
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Hass - geschüttelt und geschürt
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Frau Bock hatte im Dezember 2013 einen 
Schlaganfall. Körperlich geht es der Flücht­
lingshelferin mittelprächtig, sie sitzt im Roll­
stuhl und macht die Übungen der Physiothe­
rapeutin mit, weil ihr nichts anderes übrig 
bleibt. Geduld ist gefragt. Ihren Humor hat 
sich Frau Bock bewahrt. Eine Mitarbeiterin 
fragt, ob sie den Besucher wiedererkennt. 
Frau Bock antwortet mit gespieltem In­
grimm: Ich hab’an Schlaganfall g’habt, aber 
deswegen hab’ich noch kein Alzheimer, und 
lacht.
Mich hat’s ja nicht so schlimm getrof­
fen wie andere. Im Spital habe ich Kinder 
mit sieben, acht Jahren gesehen mit einem 
Schlaganfall. Ich hab gar nicht gewusst, 
dass es sowas gibt. Die Rettung hat einen 
Buben hergetragen und ins Bett gelegt, 
sodass man ihn gleich beobachten kann. 
Grauenhaft. Und die vielen Leut’, die sich 
kränken, weil sie  allein sind, das ist nicht 
schön. Wenn ich jetzt zur Rehab wieder 
ins Spital muss, fürcht’ ich mich schon da­
vor, dass man  alles mitkriegt, wie’s den an­
deren geht. Am Sonntag werd’ ich in der 
Früh  munter und hör daneben im Zim­
mer jemand raunzen. Ich hab nicht ver­
standen, was er sagt, aber ich hab das Ge­
fühl, es tut ihm was weh. Also ruf ich die 
Schwester, dass sie einmal nachschaut. Sie 
kommt zurück und sagt: „Na ja, er kränkt 
sich halt, weil er keinen Besuch gehabt hat.“ 
Die haben mich alle vergessen, keiner inter­
e ssiert sich für mich, so ungefähr war der 

Von ihr kann man alles haben, nur 
kein Nein. Die Flüchtlingshelferin Ute 
Bock ist im wahrsten Sinn grenzenlos. 
Ihre Sozialarbeit: der ganz normale 
Wahnsinn. Alltag in Wien. 
AUFgezeIchNet VoN gUNNAr lANDSgeSell 
Foto: leA FrIeSSNer

Neues voN der bock

Text. Darauf sag ich: Jetzt gehen S’ hinü­
ber und sagen, des ist überhaupt ned wahr. 
Seine Familie wird in der Früh munter und 
denkt sich sicher: Gott sei Dank ist der Alte 
noch im Spital (lacht). Aber im Ernst, ich 
weiß ja nicht, was wirklich mit seiner Fami­
lie ist. Ich kann mich aber noch erinnern, 
wie mein Vater im Spital war. Wir haben 
damals gewusst, der kann dort nicht ein­
fach davonrennen – weil er daheim halt so 
schwierig war.

Noch die Alte
Aber das Schlimmste ist, dass es so viele 
Junge gibt, denen es so schlecht geht. Ich 
selbst muss ja nimmer was weiß ich was 
machen. Schreiben kann ich. Und ich 
hab grad festgestellt, dass ich noch weiß, 
wie ich heiß’ (lacht). Die Papiere kann 
ich auch noch ausfüllen. Sicher, ein bissl 
Schmerzen hab ich schon, aber nicht um­
werfend. Es tut halt der Fuß weh, ich war 
auf der  linken Seite von oben bis unten 
 gelähmt. Am Anfang hab ich auch nicht 
reden  können, das ist mir gar nicht auf­
gefallen. Na ja, ein bisserl was möchte ich 
schon noch erledigen, bevor mich der Teu­
fel holt. Ich möchte, dass das Haus in Ord­
nung ist. Und ich will eine Notschlafstel­
le einrichten. Weil wenn Leute, Mütter mit 
Kindern, am Abend anläuten und nicht 
wissen, wo sie übernachten sollen, das ist 
nicht gut. Eine Notschlafstelle kostet nicht 
viel, das ist nur Arbeit. Aber dazu müsste 

ich zumindest wieder gehen können. Das 
Haus ist nicht barrierefrei, mit einem Roll­
stuhl kommt man die kleine Treppe im Ein­
gang nicht hoch. Ich hab da hinten so einen 
Stock, Sie wissen schon, mit die drei oder 
vier Hax’n. Vielleicht montiert mir jemand 
da draußen am Gang so eine Stange, wie’s 
die im Spital gibt, dann kann ich dort an 
der Wand entlang gehen. Und wenn ich von 
der Rehab zurückkomm’, dann werd’ ich 
eh schon fliegen können von der ganzen 
 Behandlung. Oder ich trainier solang das 
Gehen, bis ich Stiegen auch wieder steigen 
kann. Oder? Gut. 

Ein bisserl herrichten
Dem Haus fehlt jetzt so eine Bissgurn, 
wie’s ich bin. Letztens sagt mir einer, der 
Nachtdienst hat: Es ist noch ein Besucher 
im Haus, der will halt ned gehen. Und die 
Kinder, die machen einen Lärm. Stimmt. 
Ich bin raus auf den Gang und hab einmal 
raufgeplärrt, darauf war’s totenstill. Wie 
die Ameisen haben sie sich verkrochen 
(lacht). Na ja, zu tun is immer was. Letz­
tens ruft mich eine Frau an, die sagt, ich 
hab in meinem Haus zwei Wohnungen frei, 
ich würd Ihnen die zur Verfügung  stellen. 
Ein bisserl herrichten müsste man sie halt, 
auch was das Wasser und den Strom be­
trifft. Das Sozialamt wollt’ sich nicht an den 
Kosten beteiligen. Ich hab sie natürlich ge­
nommen. Jetzt hab ich drei Familien dort 
wohnen.
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PoPuLÄR GeSeHeN soNdeRecke

Höfliche Nicht-
beachtung
Im Aufzug entdeckt man das 
gute am Nebeneinander. 
Aber nicht nur.
eINe KolUmNe VoN mArtIN ScheNK
Illustration: Petja Dimitrova

Trends in 
Policing
Die Polizei greift bei Demon-
strationen zu moderneren 
taktiken. Aber Achtung: 
 repression gegen Stören-
friede verlagert sich dabei  
ins Strafrecht.
Um DIe ecKe geDAcht mIt  
PhIlIPP SoNDeregger 
Illustration: Petja Dimitrova

Ich steige in den Aufzug. Jeder Mensch 
macht das einmal in 72 Stunden. 

Durchschnittlich. Ich bin nicht allein. 
Noch wer anderer fährt in den dritten 
Stock. Ich nicke. Der andere auch. Dann 
schauen wir aneinander vorbei. Ein un­
angenehmes Gefühl beschleicht mich. Soll 
ich etwas sagen? Ich sage nichts. 
Im Fahrstuhl entsteht eine Öffentlichkeit, 
in der man anderen mit einem gewis­
sen Grad an Desinteresse entgegentritt, 
ohne jedoch Missachtung zu signalisie­
ren. Eine höfliche Nichtbeachtung ist das. 
Der Sozio loge Georg Simmel hat das vor 
hundert Jahren kommen sehen: „Vor der 
Entwicklung der Omnibusse, der Eisen­
bahnen, der Tramway waren die Leute 
nicht in die Lage gekommen, lange Mi­
nuten oder gar Stunden sich gegenseitig 
ansehen zu müssen, ohne aneinander das 
Wort zu richten.“ Ohne die Leistung der 
Bekanntschaftsvermeidung gibt’s keine In­
dividualisierung. Ohne höfliche Nichtbe­
achtung gibt’s keine moderne Gesellschaft. 
Im Fahrstuhl entdeckt man das Gute am 
Nebeneinander. 
Das verlogene Miteinander tut nicht gut. 
Sei es das „Volk“, das zusammen stehen 
soll, seien es „die Gläubigen“, die alle eins 
zu seien haben. Die Verwechslung von 
Gesellschaft mit Gemeinschaft erzeugt 
ganz schön viele Probleme. Während 
Gemeinschaften auf persönlichen Be­
ziehungen, verbindender Gesinnung in 
Familie und Verein beruhen, besteht Ge­
sellschaft aus einem Kreis anonymer In­
dividuen, verbunden mit dem Vertrag. Es 

ist keine Lösung, dass alle in einer Wel­
le von Gemeinschaft verpflichtet werden, 
sich Traditionen zu unterwerfen, von de­
nen sie sich gelöst haben oder die nie die 
ihren waren. Die vorgekünstelte Einheit 
von quasi familiärer Gemeinschaft im na­
tionalen Großsystem – die Zustimmung 
sichern will, indem sie Konflikte leugnet 
– macht Demokratie nicht sichtbar. Sie 
ist aber auch deshalb problematisch, weil 
die Rückführung von Gesellschaft in Ge­
meinschaft äußerst repressive Folgen für 
die BürgerInnen haben kann. Menschen 
müssen die Freiheit haben, sich gegen 
Herkunft oder traditionsbedingte Vor­
gabe entscheiden zu können. Das ist die 
Grundlage für die demokratische Verfasst­
heit einer Gesellschaft und wichtig, weil 
es zeigt, dass wir mehre re Identitäten mit 
unserer je eige nen Geschichte, unserem 
Geschlecht, unserer Schichtzugehörig­
keit aufweisen. Und Menschen entschei­
den können, dass ihre ethnische oder kul­
turelle Zugehörigkeit weniger wichtig ist 
als ihre politische Überzeugung, ihre Rol­
le als Frau oder gewählte Freundschaften.
Wir erreichen den dritten Stock. Im Auf­
zug entdeckt man das Gute am Nebenei­
nander. Aber auch das Gegenteil, die Mög­
lichkeit zu kommunizieren. Begegnungen 
im Fahrstuhl dauern schlicht zu lang, um 
die höfliche Nichtbeachtung aufrechter­
halten zu können. Es ist ein ziemlicher 
Aufwand, sich in einer Begegnung nicht 
zu begegnen. Die Verlegenheit ist ein Stö­
renfried im Nebeneinander, ein Hinweis 
auf unsere Beziehungsfähigkeit.

Die Pegida­Demos in Wien sind  einer 
breiten Öffentlichkeit vor allem we­

gen übersehener „Hitlergrüße“ in Erinne­
rung. Dabei hat die Polizei dort taktisch 
– wie schon bei den Akademikerball­
Protesten – sehr viel richtig gemacht. Mit 
einem Raumkonzept und mobilen Ein­
heiten versucht man neuerdings mit der 
Beweglichkeit der Twitter­Demonstran­
tInnen Schritt zu halten. Nur der Demo­
Zug, der an den Luxusläden im ersten 
Bezirk vorbei führte, wurde im engen 
Polizeispalier gelenkt. Größere Spontan­
ansammlungen wurden vermehrt durch 
behäbiges Verschieben von Polizeiketten 
zerstreut, wobei der mobiliätsbedingte 
Verzicht auf Plexiglasschilder zusätzlich 
deeskalierte. Traditionell setzte man ja 
in Österreich auf flächendeckendes Ein­
kesseln der potenziellen Störenfriede. Da 
kommen oft Unbeteiligte zum Hand­
kuss, und Frontstellungen fördern das 
gegenseitige Aufschaukeln von Polizei 
und  DemonstrantInnen. In Deutschland 
hingegen wendet die Polizei schon län­
ger mobile Taktiken an, die ein differen­
ziertes und flexibles Vorgehen erlauben. 
Sogenannte Beweissicherungs­ und Fest­
nahmeeinheiten dokumentieren Straf­
taten gezielt auf Video und isolieren die 
„Störer“ dann mit Greiftrupps. 
Offenbar ist man in Wien noch nicht ganz 
so weit. Sonst hätte man die Anwendung 
des „Deutschen Grußes“ gerichtsfest fil­
men, die Täter beobachten und zu einem 
geeigneten (späteren) Zeitpunkt festneh­
men können. Denn tatsächlich ist das Ar­

Martin Schenk ist Sozialexperte 
der Diakonie Österreich.
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CLaRtext

Integration 
durch Tafel- 
löschen?
PolitikerInnen fordern als  
Antwort auf radikalisierte  
Jugendliche geldstrafen und 
Nachsitzen. Das ist total-
versagen in reinform.
clArA AKINyoSoye SAgt eS NIcht DUrch DIe BlUme. 
eINe KolUmNe üBer DIVerSItät UND mIgrAtIoN.
Illustration: Petja Dimitrova

Ich dachte, wir wären schon  weiter. 
Dass wir darauf zusteuern, junge 

Menschen, deren Eltern oder Großel­
tern anno dazumal nach Österreich 
 gekommen sind, langsam als Österreich­
er und Österreicherinnen wahrzuneh­
men. Nicht als Fremde, nicht als Feinde, 
nicht als Störenfriede. Aber die  jüngste 
Integrationsdebatte, von den roten Lan­
deshauptmännern Franz Voves und Hans 
Niessl angezündet, von Integrations ­
minister Sebastian Kurz aufgegriffen 
und von der FPÖ bejubelt, hat mich 
eines Besseren belehrt. Wir bewegen 
uns langsam, aber stetig rückwärts. Es 
ist so: Im Nahen  Osten terrorisiert der 
selbsternann te „Islamische Staat“ alle 
Menschen, die ihre menschenverach­
tende Ideologie nicht teilen.  In Europa 
gibt es eine nicht unerhebliche Zahl 
junger Menschen, die sich dieser Ter­
rorgruppe  angeschlossen haben, um 
zu kämpfen, zu töten, zu helfen – auch 
junge Menschen aus Öster reich. Lei­
der. Das hat mit Protest­ und Jugendkul­
tur, mit Perspektivlosigkeit und Chance­
nungleichheit zu tun, sagen die einen. 
Das hat mit dem Islam, dem Koran, den 
tschetschenischen Flüchtlingen, Saudi­
Arabien zu tun, sagen die anderen. Ich 
weiß nicht, warum junge Menschen aus­
rücken, um Unschuldige zu töten. Aber 
ich weiß, dass Tafellöschen das Problem 
nicht lösen wird. Das wissen wohl auch 
Franz Voves, Sebastian Kurz und die FPÖ 
– trotzdem fordern sie im Kampf gegen 
Radikalisierung im Gleichklang Sank­

gument der Polizei, ein Zugriff solle die 
Situation nicht unnötig aufheizen, aus 
menschenrechtlicher Sicht nachvollzieh­
bar. Die Versammlungsfreiheit vieler soll 
nicht wegen der Durchsetzung von Straf­
verfolgung gegen Einzelne gefährdet wer­
den. Insbesondere dann nicht, wenn der 
Zugriff auch später erfolgen kann. 
Dennoch riecht die Rechtfertigung hier 
nach Ausrede. Denn offenbar verfügt die 
Exekutive nicht über das erforderliche 
Bildmaterial. Außerdem wurden die Ge­
gendemonstrantInnen, welche die Pegi­
da­Kundgebung durch eine Blockade 
behinderten, eingekesselt, einer Identi­
tätsfeststellung unterzogen und mit einer 
Anzeige nach Paragraf 285 StGB „Stö­
rung einer Versammlung“ bedroht. Zu 
Unrecht. Denn wer einen Demonstra­
tionszug friedlich behindere, müsse kei­
ne Strafverfolgung befürchten, sagt der 
Strafrechtsexperte Helmut Fuchs im Ö1­
Mittagsjournal: „Der Paragraf 285 erfasst 
nur Versammlungen und nicht Aufmär­
sche und Demonstrationszüge. Wenn die 
Versammlung bereits an dem Ort ist, wo 
sie stattfinden kann, dann kann man nicht 
davon sprechen, dass der Versammlungs­
raum unzugänglich gemacht wurde.“ 
Das fügt sich in den zweiten Trend ein, 
den man neben moderneren Taktiken 
beim Abwickeln von Versammlungen be­
obachten kann: Repression gegen Stören­
friede wird weniger bei der Versammlung 
selbst ausgeübt; sie verlagert sich ins Um­
feld und wird über das Strafrecht ausge­
übt. Da ist Wachsamkeit angesagt.

tionen für Integrationsunwilligkeit. Der 
Integrationsminis ter will, dass Eltern, 
die nicht kooperieren, also etwa nicht 
zum Elternsprechtag kommen, eine saft­
ige Verwaltungsstrafe bekommen. Und 
LehrerInnen sollen noch mehr Gewalt 
über SchülerInnen erhalten. Sie sollen sie 
für „Dienste am Schulstand ort“ – Tafel­
löschen zum Beispiel – heran ziehen kön­
nen, wenn sie nicht  integriert bzw. nicht 
willig sind. Denn wenn – vornehmlich 
männliche – Jugendliche mit Wurzeln 
von „woanders“ Ärger machen, dann 
nennt man sie nicht „Rotzbua“, sondern 
„integrationsunwil lig“. Und ein Großteil 
der Gesellschaft findet nichts dabei, weil 
er noch immer nicht verstanden hat, 
dass Integration etwas anderes bedeutet, 
als Menschen heranzuzüchten, die man 
gern um sich hat, die höflich, freundlich, 
nützlich sind. Integration bedeutet Men­
schen mit denselben Chancen, Rechten 
und Pflichten auszustatten wie die Mehr­
heitsbevölkerung. Erfolgreiche Integra­
tionspolitik schafft Rahmenbedingungen, 
die den sozialen Zusammenhalt stärken, 
gerade wenn viele unterschiedliche Men­
schen in einer Gesellschaft zusammen­
leben. Voves, Kurz und Co. haben sich 
für einen anderen Weg entschieden: Sie 
brandmarken ungehobelte Teenager als 
potenziell radikal und geben den ver­
ängstigten Menschen das Gefühl, etwas 
gegen ihre Probleme zu unternehmen. 
Das ist ja wahrlich Balsam auf die Seele 
Verunsicherter, aber nachhaltige Politik 
sieht anders aus.

Clara Akinyosoye, freie Journalistin 
und Ex-Chefredakteurin von M-Media.

Philipp Sonderegger ist Men-
schenrechtler, lebt in Wien 
und bloggt auf phsblog.at.
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PoPuLÄRkULtUr

Die Identitätsfalle

Mit Identität wird derzeit viel 
Politik gemacht, vor allem von 
rechts. Wie problematisch das 
ist, wird in der Publikation 
des Nobelpreisträgers Amar­

Was wollen Hamas 
und Fatah?

Auf Seite 77 stellt die Autorin 
eine interessante Frage: „Ist die 
PLO berechtigt, das Programm 
eines palästinensischen Klein­
staates zu adoptieren, die Pa­
lästinenser dafür zu mobilisie­
ren und damit auf den größten 
Teil des historischen  Palästina 
zu verzichten?“ Die Hamas, 
schreibt Helga Baumgarten, 
lehnt das mit religiösen Argu­
menten ab. Palästina sei ein 
„Waqf “, eine unveräußerliche 

besondere der Hamas interes­
siert ist, findet bei Baumgarten 
eine Analyse ohne ideologische 
Scheuklappen. Gesellschaftspo­
litisch repressiv, verbietet Ha­
mas Frauen das Rauchen in der 
Öffentlichkeit und gemischte 
Sommer ferienlager von Schul­
kindern. In einem Ringen um 
die Vorherrschaft gerät die Ha­
mas dabei durch salafistische 
und andere radikale Splitter­
gruppen immer wieder selbst 
unter Druck. Zugleich be­
schreibt Baum garten demokra­
tiepolitisch gemischte Verhält­
nisse: Hamas kooperiert mit 
dem palästinensischen Parla­
ment, während Fatah das fak­
tisch verweigert. Was die Stra­
tegie des bewaffneten Kampfes 
gegen Israel betrifft, so finden 
sich Fatah und die nationalre­
ligiöse Hamas trotz 20­jähriger 
Differenzen hier geeint: In der 
palästinensischen  Geschichte 
waren Verhandlungen immer 
negativ besetzt. Das palästi­

als Ansammlung von Religio­
nen (oder „Kulturen“) wahr­
genommen wird, findet, wie 
Sen treffend schreibt, eine „Ver­
kürzung des Menschen“ statt. 
Sie wird zum Kampfbegriff 
und zum Kriterium der Politik, 
ob Flüchtlingen geholfen wird 
oder nicht, wie zuletzt im Fall 
der Jesiden aus Syrien. 
Und selbst Probleme oder Ge­
walt können nur noch auf 
dieser Ebene „gelöst“ wer­
den. „Reli giös begründete Ge­
walt“, schreibt Sen, „wird dann 
am Ende nicht durch eine 
 Stärkung der Zivilgesellschaft 
bekämpft, sondern durch die 
Einsetzung von ,gemäßigten‘ 

Religionsführern, die die Ex­
tremisten in einer innerreli­
giösen Auseinandersetzung 
besiegen sollen.“ Sens Buch 
lässt sich vor dem Hintergrund 
der Huntington’schen Kultur­
kampf­These lesen, die heute 
in der Form des identitär ver­
kürzten Menschen als poli­
tisches Schreckgespenst fort­
lebt. red

Amartya Sen
Die Identitätsfalle. Warum es 
 keinen Krieg der Kulturen gibt
Dtv Verlag, 2012
208 Seiten, 9,90 Euro

Buch

Buch

religiöse Stiftung. Seit mittler­
weile 20 Jahren hält Baumgar­
ten eine Professur an der Bir­
zeit­Universität in Palästina, 
wie kaum jemandem gelingt 
es ihr, Insiderwissen mit po­
litischer Analyse zu verbin­
den. Auch in dieser Publikati­
on geht es Baum garten nicht 
darum, schnelle und eindeu­
tige Antworten zu produzieren, 
sondern eine  emotionalisierte 
Diskussion zu strukturieren. 
Fatah und Hamas, das sind 
hier zwei Konkurrenten, deren 
Repräsen tationsansprüche in­
nerhalb der palästinensischen 
Gesellschaft untersucht wer­
den sollen. Baum garten schafft 
es mit wenigen Strichen, ein 
präzises Bild zu zeichnen: von 
den politi schen Strategien ge­
genüber Israel (großteils ge­
scheitert), den Veränderungs­
prozessen der Apparate, den 
pragmatischen Seiten im poli­
tischen Tagesgeschäft. Wer an 
einem differenzierten Bild ins­

nensische Gemeinwohl wird 
damit zugunsten einer – ge­
scheiterten – Doktrin des be­
waffneten Widerstandes geop­
fert. Dass die Hamas Israel zwar 
als Usurpator ablehnt, aber in 
keinem ihrer Dokumente – 
ob Wahlprogramm oder ihre 
Gründungs­Charta – die Ver­
nichtung Israels fordert, darauf 
weist Baumgarten die wohl er­
staunten LeserInnen hin. Der 
Befund Baumgartens in einem 
ebenso locker geschriebenen 
wie profund analysierten Buch: 
Beide Parteien stecken in einer 
politischen Krise, die zugleich 
eine legitimatorische ist. Die 
Umsetzung der 1947 völker­
rechtlich beschlossenen Zwei­
staatenlösung ist weiter entfernt 
als je zuvor. gun

Helga Baumgarten
Kampf um Palästina – Was wollen 
Hamas und Fatah?
Herder Verlag 2013
224 Seiten, 9,99 Euro

tya Sen deutlich. 2006 erschie­
nen, heißt das Buch im Original 
„Identity and Violence“. Schon 
im Titel ist zu erkennen, dass 
Identität und Gewalt zusam­
menhängen. Sen problemati­
siert eine Dynamik, die Men­
schen beispielsweise nur auf 
ihre Religion reduziert. Deswe­
gen passt „Die Identitäts falle“ 
auch so gut in diese MO­Aus­
gabe. Wo Identitäten wie Klas­
se, Geschlecht, Sprache, Be­
ruf, Wissenschaft oder Moral 
ausgeblendet werden, werden 
Menschen in einem quasipoli­
tischen Spiel zum Muslim, zum 
Christen, zum Juden. In einer 
Welt, die aber ausschließlich Fo
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Am 14. September 2014 findet sich 
eine Gruppe Vermummter vor dem 
Stephansdom ein. In Burkas und 

Tarnuniformen gehüllt, setzen sie zwei 
knienden jungen Menschen in Jeans Mes­
ser an den Hals. Wenig später liegen diese 
– scheinbar leblos – am Boden. 
Mit Aktionen wie dieser will die Iden­
titäre Bewegung (IB) gegen die angeb­
liche Islamisierung Europas protestieren. 
Ein Kernanliegen der laut Eigendefinition 
„friedlichen, patriotischen Jugendbewe­
gung“ ist der Erhalt der „ethnokulturellen 
Identität unseres Volkes“. Ihre große Angst 
ist der „Bevölkerungsaustausch durch 
fremde Einwanderer“, die für sie „kultu­
rell und religiös und ethnisch völlig frem­
de Menschen“ sind. Zu den wesentlichen 
Forderungen der IB Österreich gehört da­
her eine Volksabstimmung (bzw. Volksbe­
fragung, darüber ist man sich noch uneins) 
über einen Zuwanderungsstopp. 
Zum Aktions­Repertoire der netzaffinen 
Bewegung gehören bisher hauptsächlich 
Störaktionen gesinnungsfremder Veran­
staltungen. Im Februar 2013 drangen Mit­
glieder der Gruppierung in die Votivkirche 
ein und kündigten vollmundig an, so lan­
ge bleiben zu wollen, bis auch die dort im 
Hungerstreik befindlichen Flüchtlinge wie­
der verschwunden sind. Doch die jungen 
„identitären“ Männer hielten es in der kal­
ten Kirche schlussendlich nur wenige Stun­
den aus. 
Ausgangspunkt der einsamen Retter des 
Abendlandes ist der 2003 in Frankreich ge­
gründete bloc identitaire, ein Zusammen­
schluss der Unité radicale – die aufgrund 
ihres virulenten Antisemitismus 2002 ver­
boten wurde – und den rechtsextremen 

sPoTLIGHt

Die Liebe zum Eigenen
Wie die völkische gruppierung der „Identitären“ versucht, alten Ideen ein neues 
gewand überzuziehen und doch den modrigen geruch nicht loswird. 
text: clArA Drexler

„Die ethnokulturelle Identität unseres 
Volkes...“  
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Jeunesses Identitaires. In den Folgejahren 
entstanden in Europa weitere identitäre 
Gruppierungen, in Frankreich die Généra­
tion Identitaire, im deutschsprachigen 
Raum allen voran die Wiener Identitäre 
Richtung W.I.R. mit Alexander Marko­
vics und  Martin Sellner, heute Vorsitzen­
de der IB Öster reich bzw. IB Wien. Das 
gemeinsame Logo: der griechische Buch­
stabe Lambda, in Gelb­Schwarz gehalten. 
Aufgrund ihrer historischen Bezüge wer­
den die Identitären meist der Neuen Rech­
ten zugeordnet, die von ExpertInnen teils 
als Erneuerungsbewegung, teils jedoch als 
reine Tarnung verstanden wird. Das Do­
kumentationsarchiv des österreichischen 
Widerstandes (DÖW) stuft sie als rechts­
extrem ein. Aufgrund ihrer militanten 
Grundhaltung und europaweiten Vernet­
zung zur einschlägigen Szene seien sie wei­
ters dem Neofaschismus zuzuordnen. Da 
hierzulande das rechtsextreme Potenzial 
durch die FPÖ aber weitgehend abgedeckt 
sei, so Andreas Peham vom DÖW, müsse 
man sich vor den Identitären nicht fürch­
ten – es sei denn, vor der Motivation zu 
Gewalttaten.

Nazis, Rassisten und Krawallmacher seien 
sie bestimmt keine und „genau gar nicht 
extremistisch“, so Markovics, Vorsitzen­
der der IB Österreich. „100% Identität“ 
und „0% Rassismus“ heften sie sich auf 
ihre Fahnen, was angesichts der unzähli­
gen Verbindungen zur deutschnationalen, 
rechtsextremen und neonazistischen Szene 
skurril anmutet. Markovics, der Markowitz 
ausgesprochen werden möchte, ist Mit­
glied der als rechtsextrem eingestuften Bur­
schenschaft Olympia, die auch mal den Ho­
locaust­Leugner Irving als Redner einlud. 
Sellner ist Betreiber des Versandhandels 
„Phalanx­Europa“, der schicke T­Shirts mit 
Aufschriften wie „Schmiss happens“ und 
„Lampedusa Coastguard“ vertreibt. Für 
Sellner „ist ein Österreicher ein Österrei­
cher, und ein Türke bleibt auch ein Türke, 
auch wenn man ihm einen österreichischen 
Pass hinterher schmeißt.“ Auch zur anti­
muslimischen PEGIDA besteht ein ideo­
logisches und personelles Naheverhält­
nis. Georg  Immanuel Nagel beispielsweise 
schwang letzten Frühling – bevor er zum 
PEGIDA­Wien­Sprecher auserkoren wur­
de – mit den Identitären die Fahnen. 
Und doch werden die „bio­deutschen“ 
Burschen nicht müde, darauf zu pochen, 
 weder links noch rechts zu sein, es gehe 
ihnen  einzig um die „Liebe zum Eigenen“. 
Eine ähnliche Rhetorik kennt man von 
der FPÖ, zu der es zahlreiche Querverbin­
dungen gibt. 

Tipp: Die Identitären. Handbuch zur Jugend­
bewegung der Neuen Rechten in Europa. 
Bruns, Glösel, Strobl. Unrast, 2014.
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Aktionsplan gegen 
Steueroasen
Autor Gabriel Zucman bezeich­
net die Schweiz als eine der drei 
wichtigsten Steueroasen der 
Welt. 2014 bunkerten Euro­
päerInnen Schätzungen zufol­
ge 1.000 Milliarden Euro al­
lein auf Schweizer Bankkonten. 

Spurensuche

Der Schriftsteller René Freund, 
der Sohn von Gerhard Freund, 
dem ersten ORF­Generaldi­
rektor nach dem Zweiten Welt­
krieg, hat sich auf persönliche 
und behutsame Weise mit dem 
Kriegstagebuch seines Vaters 

arbeiter von Thomas Piketty, 
skizziert, warum die Steueroa­
sen den Kern der europäischen 
Krise bilden – und fügt hinzu, 
dass der internationale Finanz­
kapitalismus ohne Steueroasen 
eine  Utopie sei. Weil die Zu­
sagen der Steueroasen viel zu 
vage und die Kontrollmöglich­
keiten zu schwach sind, macht 
Zucman einen Aktionsplan­
vorschlag. Dieser beginnt mit 
der Schaffung eines weltweiten 
Wertpapierregisters: Dieses soll 
ausweisen, wer welche Aktien 
und Anleihen besitzt, um Ver­
mögen tatsächlich besteuern zu 
können. Und setzt sich fort mit 
der Forderung, Sanktionen ge­
gen Steueroasen einzuführen. 
Die se können bis zu Zöllen und 
einem Finanzembargo (wie im 
Fall des Schattenfinanzen­Im­

er vor. Mit seiner Frau und den 
beiden Kindern besucht er Pa­
ris, fährt mit ihnen auf die Sol­
datenfriedhöfe von Verdun 
und in der Normandie. Statt 
den  Vater zu fragen, befragt er 
sich selbst und lässt den Leser 
daran teilhaben. Das Buch ist 
durchzogen von den großen 
Fragen um Frieden und Krieg: 
Wie würde man sich selbst ver­
halten – auch desertieren oder 
gehorsam sein? Steht es uns 
Nachgeborenen zu, über jene 
Genera tion ein Urteil zu fäl­
len? Freund schildert detailliert, 
was es bedeutete, am „D­Day“ 
am Strand der Normandie als 
Soldat zu landen, was es hieß, 
als deutscher Soldat auf der 
 anderen Seite zu stehen, und 
wie grauenvoll und verlustreich 
die Schlacht in Verdun im Ers­

periums Luxembourg) rei­
chen. Legitim sei das allemal: 
Schon allein die Zölle würden 
jenen Kosten entsprechen, die 
das Bankgeheimnis der Steuer­
oasen anderen Ländern verur­
sacht. Ein faktenreicher, nüch­
terner und dennoch großer 
Entwurf. red

Gabriel Zucman
Steueroasen. Wo der Wohlstand 
der Nationen versteckt wird
Suhrkamp 2014
96 Seiten, 14 Euro

ten Weltkrieg war. Freund ist 
auf diese Weise seinem Vater 
näher gekommen, doch trotz 
intensiver Recherche bleibt im 
Dunkeln, welche Gründe aus­
schlaggebend für die Deser­
tion seines Vaters waren. Doch 
man kann es erahnen und ver­
stehen und sich selbst befra­
gen, wie weit man mitmacht, 
wo man selbst die Grenze zieht.  
Eva Bachinger

René Freund
Mein Vater, der Deserteur. 
Eine Familiengeschichte. 
Deuticke 2014
208 Seiten; 19,50 Euro

Buch

Buch

Durch erste Abkommen mit der 
Schweiz sei das Problem aber 
nicht gelöst, so Zucman. Von 
Jänner bis März haben zwar 
13.000 nicht deklarierte Kon­
toinhaberInnen Selbstanzei­
ge erstattet, mit einem durch­
schnittlichen Vermögen von 
100.000 Euro seien das aber nur 
die kleinen Fische. 
Zig Millionen Konten welt­
weit – von den britischen Ka­
nalinseln bis Delaware (USA), 
Shanghai und den Cayman 
Islands – bleiben ungestraft. 
Selbst Luxembourg ist erst 
2015 bereit, mit Steuerbehör­
den zu kooperieren. Zucmans 
Befund in seinem äußerst 
knapp gehaltenen Buch: Wir 
stehen im Kampf gegen Steu­
eroasen und Steuerflucht ganz 
am Anfang. Zucman, ein Mit­

auseinandergesetzt. Gerhard 
Freund war ein Deserteur, ge­
hörte zu jenen Wehrmachts­
soldaten, die jahrzehntelang als 
„Kameradenmörder“ und Feig­
linge“ diffamiert wurden. Jene 
Soldaten, die meistens zu Tode 
verurteilt wurden und bis 2014 
auf ein eigenes Denkmal war­
ten mussten. Freund wurde mit 
18 Jahren eingezogen und de­
sertierte im August 1944 in Pa­
ris. Er verstarb früh, sodass sein 
Sohn ihm viele Fragen nicht 
mehr stellen konnte, zum Bei­
spiel: „Hast du einen anderen 
Menschen erschossen?“ Von 
sich aus hat diese Generation 
kaum etwas erzählt. Jahrzehnte 
später begibt sich Freund an­
hand eines bruchstückhaften 
Tagebuchs auf Spurensuche, 
akribisch und entschlossen geht 
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Buch

PoPuLÄRkULtUr

Listen

2 x 5 DINgE uND SoNSt?
Nezar zraik stammt aus Syrien. Seit Dezember 2014 lebt er in 
der privaten Flüchtlingsunterkunft von tatjana  Petrovic in Sei-
ersberg, graz. mit anderen Flüchtlingen  organisierte er ende 
Jänner eine  Umarmungsaktion für toleranz und respekt. 

5 Dinge, die mein Leben in Syrien von meinem 
Leben in Österreich unterscheiden:

 In Syrien habe ich studiert, aber keine zukunft
 gesehen. Jetzt habe ich wieder große hoffnung.
 echte träume waren fast unmöglich. Ich hatte das 
 gefühl, es sei nicht mein recht, träume zu haben. 
 hier kann ich daran arbeiten, das zu erreichen, 
 was ich mir wünsche.
 In Syrien fühlte ich mich nicht sicher genug, um das
 tun zu können, was ich gerne tue.
 Jetzt gibt es wieder einen grund zu leben, zu 
 arbeiten und zu studieren. 

5 Ziele, die ich in Österreich habe:

 mir meinen traum erfüllen und studieren.
 Alles lernen, was ich brauche, um ein erfolgreicher 
 mensch zu werden.
 eine Arbeit finden, die gut zu mir passt und mir ein
 besseres leben ermöglicht.
 mich vor all den gefahren, die mich bedrohen, 
 sicher fühlen.
 Dieselben rechte haben wie andere menschen, 
 die hier leben.

und sonst?
möchte ich sagen, wie sehr ich meine Familie, meinen Vater, 
meine mutter und meine Brüder vermisse.

rückwärts

Seit der Jahrtausendwende 
schreibt der ehemalige Philoso­
phieprofessor, Geschäftsmann 
und Regierungsmitarbeiter Ist­
ván Kerékgyártó Geschichten, 
die durch verschiedene Lebens­
welten der ungarischen Gesell­
schaft führen. Auch das 2012 in 
der ungarischen Originalver­
sion und im Vorjahr in der 
deutschen Übersetzung er­
schienene Buch „Rückwärts“ 
beginnt bzw. endet im heu­
tigen Ungarn und führt durch 
Welten großer ökonomischer 
Hoffnungen und fehlender so­
zialer Sicherheit.
Kerékgyártó beginnt seinen 
Roman mit dem Fund der 
 namenlosen Leiche des Haupt­
charakters. Der Mann wird 
nach einer kalten Winternacht 
nackt, verwahrlost und mit 
viel Alkohol im Blut auf ei­
ner Parkbank gefunden: Tod 
durch Erfrierung. Die Budapes­
ter Polizei beschäftigt sich nur 
kurz mit dem offensichtlichen 
Fremdeinwirken auf den Tod 
des glücklosen Mannes – vor 
allem weil sich auch sonst nie­
mand für sein Ableben zu in­
teressieren scheint. Mit jedem 
der 18 Kapitel macht der Au­
tor einen Sprung rückwärts im 
Leben dieser Leiche. Vom ob­
dachlosen Bettler, der nur als 

„der Lahme“ identifiziert wer­
den kann, wird er zum desillu­
sionierten Nachtwächter Zsolt 
Vidra. Aus einem gescheiterten 
Kleinkriminellen wird er zum 
ambitionierten Gastgewerbe­
lehrling. Vom Einzelgänger, für 
den sich niemand interessiert, 
zum Freund, Ehemann, Vater 
oder Sohn. Mit fast jedem der 
Rückwärtssprünge steigen Zsolt 
Vidras Hoffnungen und Chan­
cen auf ein glückliches und er­
fülltes Leben. Es wird immer 
klarer, dass alle unglückliche 
Wendungen in Richtung des 
traurigen Ausgangs seiner Bio­
grafie solche sind, die nie aus­
schließlich auf schlechte oder 
falsche Entscheidungen zu­
rückzuführen sind. Mit jedem 
Sprung zurück wird es leichter, 
sich in die Lage von Zsolt Vidra 
hineinzuversetzen und sich mit 
dem unglücklichen Hauptcha­
rakter zu identifizieren.
Die knapp 200 Seiten sind 
schnell gelesen, es fällt schwer, 
das Buch zwischendurch zur 
Seite zu legen. Auch wenn die 
Erzählweise keine Hoffnung 
auf ein Happy End aufkommen 
lässt, erwartet man die Rück­
wärtssprünge mit Spannung. 
„rückwärts“ regt an, nach Bio­
grafien zu fragen, statt zu be­ 
und zu verurteilen.
 
István Kerékgyártó
rückwärts
Nischen Verlag 2014
174 Seiten, 18,80 Euro

Foto: Tatjana Petrovic
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Alle
wollen
strafen 
Gute Schulen zeigen, dass die 
Einbindung der Eltern in das 
Schulgeschehen sehr wichtig 
ist – und mit ent sprechendem 
Know-how und Einsatz ganz oh-
ne Strafandrohung funktioniert. 
Einige Politi kerInnen statten die-
sen vorbildlichen Schulen sogar 
einen Besuch ab. Geredet wird 
dennoch wei terhin nur über ei-
nes: Strafen. Ein Armutszeugnis.

Ute-Bock-
Preis für 
Zivilcourage
Am 3. März wurde von SOS Mit-
mensch zum 12. Mal der Ute-
Bock-Preis für Zivilcourage ver-
liehen. Der Preis ging an den 
Kärntner Siegfried Stupnig für 
seinen herausragenden Ein-
satz für die Lebensperspekti-
ven tschetschenischer Flüchtlin-
ge sowie an die Wiener Initiative 
„Flucht nach vorn“ für ihre tol-
le ehrenamtliche Jugendarbeit. 

Arbeitsplätze
durch
Zukunftsbudget
Die Allianz „Wege aus der Krise“ 
zeigt, wie die Arbeitslo sigkeit in 
Österreich nahezu halbiert wer-
den könnte. Durch Investitionen, 
Arbeitszeitverkürzung, 
Entlastung kleiner Einkommen 
und eine sozial-ökologische 
Steuerreform. Die Pläne gibt es, 
was fehlt, ist die Umsetzung.  
Mehr Infos auf: 
www.wege-aus-der-krise.at.

sos mItmeNScH

KünstlerInnen haben unentgeltlich ihre 
Arbeiten zur Verfügung gestellt. Das breite 
Angebot umfasst an die 110 Zeichnungen, 
Drucke, Gemälde, Kunstbücher, Fotoar­
beiten und Skulpturen. Dafür unseren herz­
lichen Dank an alle KünstlerInnen!
Ab Anfang April werden die Kunstwerke, 
die Versteigerungsbedingungen sowie der 
druckfrische Katalog auf der Homepage 
von SOS Mitmensch veröffentlicht:  
www.sosmitmensch.at. Alle, die sich schon 
vor dem Auktions abend ein Bild machen 
möchten, können die Arbeiten ab Mitt­
woch, den 29. April während der Öff­
nungszeiten des Kassensaals wochentags 
von 10.00 bis 17.00 Uhr besichtigen. Mit­

Am 24. September 2013 fand erstmals in 
Österreich eine „Pass egal Wahl“ statt. Fünf 
Tage vor der offiziellen Nationalratswahl 
konnten alle, die in Österreich leben, aber 
keinen österreichischen Pass besitzen, ihre 
Stimme abgeben. Menschen aus mehr als 
66 Ländern folgten dem Aufruf von SOS 
Mitmensch. 
Dieses Jahr finden in Wien „Bürgermeister­
wahlen“ statt. Ein Viertel der Wiener Wohn­
bevölkerung ist von der Wahl ausgeschlos­

BenefizAuktion zeitgenössischeR kunst

Steigern Sie mit – am 5. Mai 2015!

text: AlexANDer PollAK

Kunst mit Anspruch.

Wahlwiener Steermann bei Pass egal Wahl.
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Bereits zum 15. Mal findet die kuratierte 
Benefizauktion zeitgenössischer Kunst zu­
gunsten der Menschenrechtsarbeit von 
SOS Mitmensch statt. Zahlreiche namhafte 

DemokRAtie

Pass egal Wahl 2015
sen. Gegen diesen Demokratieausschluss 
will SOS Mitmensch erneut ein deutliches 
Zeichen setzen. 

Dafür brauchen wir Ihre Mithilfe: 
Wenn Sie bereit sind, für die Wiener Pass 
Egal Wahl 2015 mit zu mobilisieren oder 
zu spenden, dann schreiben Sie bitte an  
office@sosmitmensch.at oder besuchen Sie 
unsere Webseite www.sosmitmensch.at. 
Ihre Mithilfe ist entscheidend! 

gesteigert werden kann vor Ort, telefonisch 
oder durch eine schriftliche Gebotsabgabe 
vor der Auktion. 
Der Verein SOS Mitmensch ist eine steuer­
begünstigte Organisation. Dadurch besteht 
die Möglichkeit, den Kauf einer Arbeit im 
Sinne der Spendenabsetzbarkeit  steuerlich 
zu nützen. Bitte fragen Sie rechtzeitig 
Ihre/n SteuerberaterIn oder Ihr Finanzamt. 

Dienstag, 5. Mai 2015
Beginn: 19.00 Uhr (Einlass ab 18.30 Uhr)
Großer Kassensaal der Österreichischen 
Postsparkasse / BAWAG P.S.K.
Georg­Coch­Platz 2, 1010 Wien

Programm für die Zukunft.
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Illustration: Petja Dimitrova

Ich sage ganz offen: Ich finde es widerwärtig, nicht 
nur von der spezifisch österreichischen, sondern 
von der Politik der Mitgliedstaaten der Europä­
ischen Union, die so gerne eine Wertegemein­
schaft sein wollen, dass man das Ertrinken im 
Mittelmeer dafür einsetzt, den Flüchtlingszugang 
nach Europa zu limitieren. Das wirklich engagier­
te Projekt Mare Nostrum der italienischen Mari­
ne, der Küstenwache und des Staates wurde von 
der EU sogar abgedreht und durch einen neu­
erlichen Frontex­Einsatz ausgetauscht. Die De­
vise lautet jetzt wieder abschrecken – unter je­
der denkbaren Form von Völkerrechtsbruch. Auf 
Ertrinkungstod statt Asylverfahren zu setzen ist 
wirklich das widerwärtigste, was bisher in diesem 
Bereich passiert ist. Das ist ein totales humani­
täres Versagen der reichsten Gegend der Welt ge­
genüber einem ganz kleinen Anteil von Flüchtlin­
gen aus den barbarischsten Zuständen. Wie kann 
sich ein europäischer Politiker noch in den Spie­
gel schauen, der solchen Programmen zustimmt? 
Die Politik redet der Bevölkerung dabei ständig 
ein, dass Europa einen großen Teil der Flücht­
lingshilfe leistet. Und es finden sich Medien, die 
diesen tödlichen Schwachsinn auch noch repro­
duzieren. Wichtig wäre, der Bevölkerung klar zu 
machen, wie klein das Problem für uns ist. Und 
in welchem Ausmaß man in Afrika hilft, in Tansa­
nia, einem der ärmsten Länder der Welt, wo man 
Hunderttausende Flüchtlinge notdürftig aber mit 
offenem Herzen aufgenommen hat. Oder im Liba­
non, wo eine Million Flüchtlinge leben. 
Der Libanon, der wirtschaftlich selbst schwer an­
geschlagen ist, hat 715 mal mehr Flüchtlinge aus 
Syrien aufgenommen, als es in den vergangenen 
drei Jahren in der gesamten EU Asylanträge von 
und Resettlementplätze für Syrer gegeben hat. 
Bislang haben die Regierungen der EU – abgese­
hen von Deutschland – erst 0,17 Prozent der fast 
vier Millionen Flüchtlinge dauerhaften Aufenthalt 
zugesagt. Ich halte die Panikmache in Österrei­

aNdeRe über …

Totalversagen der EU
Der libanon hat Flüchtlingen aus Syrien 700 mal mehr 
geholfen als europa, sagt Amnesty-chef heinz Patzelt.

zuR PeRson

Heinz Patzelt

Heinz Patzelt, 1957 in Wien ge-
boren, ist Jurist und seit 1998 
Generalsekretär von Amnesty 
International Österreich. Davor 
hat er in einer Anwaltskanzlei, 
einer Werbeagentur und einem 
Software-Unternehmen gear-
beitet. Er war viele Jahre eh-
renamtlich bei den Maltesern 
als Rettungsfahrer, in der Be-
hinderten-Betreuung und im 
Katastrophenschutz im Ein-
satz.

ch und die Forderung von vermehrten Grenzkon­
trollen für hochgradig lächerlich. Unser aktuelles 
Betreuungssystem ist auf ca. 40.000 Betroffene 
ausgerichtet, es kann den derzeit vorhersehbaren 
Bedarf also problemlos abdecken. Allein wenn 
Niederösterreich seinen Job machen würde, wäre 
das Problem um 2.000 Leute kleiner. Alle Bundes­
länder könnten mehr leisten, wenn nicht ständig 
getrommelt würde, dass es dabei um eine Bela­
stung für die Gemeinden geht. Und wenn Öster­
reichs Außenminister, der in der Krisenregion 
war, darauf hinweist, dass man 1 Mio. Euro zur 
Verfügung gestellt hätte, dann kann ich darauf nur 
antworten: Schauen Sie sich die österreichischen 
Budgetzahlen an. Wer nicht mehr als diesen Be­
trag zustande bringt, sollte besser gar nicht da­
rüber reden. Natürlich ist 1 Mio. Euro für einen 
Arbeitslosen viel, aber man sollte das in Relati­
on zu den Milliarden­Beträgen setzen, die für den 
einen oder anderen politischen Zweck vergeben 
werden. Man versucht sich hier, mit Dumping­
preisen freizukaufen. Bis jetzt haben es 5­6.000 
syrische Flüchtlinge tatsächlich nach Österreich 
geschafft und die Reaktion einiger Landeshaupt­
leute ist, das Bundesheer an die Grenzen zu stel­
len. Anstatt die Leute so gut wie möglich zu ver­
sorgen, so dass die einmal durchatmen können. 
Es geht hier auch um Mütter und ihre Kinder. Ob 
Anspruch auf Asyl besteht, kann danach immer 
noch geprüft werden. Ich gebe zu, das alles macht 
mich wirklich zornig. Die EU­Staaten produzie­
ren Richtlinien zur Asylgesetzgebung und höh­
len sie mit der größten Selbstverständlichkeit wie­
der aus. Allein die Kurden haben zehntausende 
Menschen aufgenommen, der kurdische Außen­
minister meinte: Wir wissen, was es heißt, vertrie­
ben zu werden. Dort fragt niemand danach, ob 
jemand Christ, Moslem, Kurde oder Atheist ist. 
Dort bietet man mit einfachsten Möglichkeiten 
Schutz. Während Europa unter einer lächerlichen 
Anzahl an Betroffenen ächzt. 
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Wien. Die Stadt fürs Leben.

Das Programm ist bunt, der Einstieg leicht: Seminare, Kurse, Lehrgänge, 
Büchereien und vieles mehr laden in Wien dazu ein, etwas dazuzulernen. 
Auf www.bildung.wien.at finden Sie den Überblick über Schulen und 
KursanbieterInnen. Wussten Sie, dass die Stadt Wien viele Weiterbildungen 
fördert? Lesen Sie nach. Es zahlt sich aus. 

Haben Sie Fragen zu diesem Thema? www.wienwillswissen.at

G’scheiter lernt weiter.
In Wien ist „Lebenslanges Lernen“ Programm.
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